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1. TrennungVorwort

1.1 Trennung im rechtlichen Sinne

Voraussetzung für die Scheidung ist die Trennung 
im rechtlichen Sinne. Die rechtliche Trennung ist 
vollzogen, wenn 

●	 �ein Ehepartner aus der gemeinsamen Wohnung 
auszieht oder

●	 �zwischen beiden Ehepartnern innerhalb der 
Wohnung keinerlei sexuelle und wirtschaftliche 
Gemeinsamkeiten mehr bestehen (d. h. in der 
Regel keine gemeinsamen Mahlzeiten sowie 
getrennte Haushaltsführung und Schlafbe-
reiche).

 
Aus der Trennung im rechtlichen Sinne lassen sich 
einklagbare Rechtsfolgen ableiten, wie zum Beispiel 
Kindesunterhalt, Trennungsunterhalt, vorläufige 
Regelung der Rechtsverhältnisse an Hausratsge-
genständen und vorläufige Regelung der Rechts-
verhältnisse der Ehewohnung.

1.2 Scheidung und Scheidungsarten

Mit der Eheschließung haben zwei Menschen sich 
nicht nur ein Versprechen gegeben, sondern auch 
einen Vertrag geschlossen, der Rechte und Pflichten 
enthält. Diese rechtliche Verbindung kann nur auf 
Antrag vor dem zuständigen Familiengericht gelöst 
werden. Mit dem rechtskräftigen Beschluss, früher 
Urteil, ist die Ehe geschieden. 

Mit der Ehescheidung ist automatisch die gericht-
liche Entscheidung über den so genannten Versor-
gungsausgleich verbunden (siehe Kapitel 4.3). Die 
gemeinsame elterliche Sorge bleibt seit Einführung 
des Kindschaftsrechtsreformgesetzes vom 
01.07.1998 grundsätzlich im Falle des dauernden 

Getrenntlebens oder der Scheidung bestehen (siehe 
Kapitel 2.1). Etwas anderes gilt dann, wenn ein 
Elternteil bei Gericht einen Antrag stellt, ihm die 
elterliche Sorge allein zu übertragen. Über den 
Unterhalt (siehe Kapitel 4.1) und Zugewinnausgleich 
(siehe Kapitel 4.2) sowie über weitere Punkte wird 
nur auf Antrag entschieden. D.h., dass Sie die Ange-
legenheit, die Sie mit Ihrem Ehemann nicht außer-
gerichtlich und einvernehmlich regeln können, dann 
noch in dem Ehescheidungsverfahren oder in einem 
weiteren Verfahren geltend machen müssen. Das 
Gericht kümmert sich von sich aus hierum also nicht.

Für die Scheidung besteht Anwaltszwang, d. h. Sie 
können sich nicht ohne Rechtsbeistand scheiden 
lassen. Es ist möglich, dass 

●	� jede Partei jeweils eine anwaltliche Vertretung 
hat oder dass 

●	 nur eine Partei eine Anwältin / einen Anwalt hat. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass die Anwältin / der Anwalt kraft Gesetzes die 
einseitige Interessenvertretung nur einer Partei in 
einem solchen Verfahren sein kann. Aus Kosten-
gründen wird jedoch häufig so verfahren, dass nur 
eine Partei eine Anwältin bzw. einen Anwalt beauf-
tragt und die andere sich nicht anwaltlich vertreten 
lässt und sich beide Parteien die Anwaltskosten 
teilen. Die gemeinsame Anwältin / den gemein-
samen Anwalt gibt es jedoch nicht. Sie / er kann 
nicht für beide Eheleute tätig sein und auch nicht für 
beide Eheleute den Ehescheidungsantrag einreichen.

In jedem Fall sollten Sie sich sehr genau über die 
für Sie wichtigen Regelungen der Scheidungsfolgen 
frühzeitig informieren! Dabei ist es von Bedeutung, 
dass Sie die „richtige“ Anwältin bzw. den „richtigen“ 
Anwalt finden. Seit dem 01.04.1997 gibt es den 
„Fachanwalt“ bzw. die „Fachanwältin für Familien-

Liebe Leserinnen und Leser,

seit Erscheinen der letzten Auflage der Broschüre 
„Trennung – Scheidung –  Allein erziehend” haben 
sich in vielen Bereichen gesetzliche Regelungen, 
aber auch Adressen von Beratungseinrichtungen 
geändert. Die aktualisierte Fassung der Broschüre 
liegt nun vor. Sie soll Ratsuchenden in Trennungs-
situationen eine Hilfe sein, ihre Situation klarer zu 
beurteilen.

Vor einer Trennung liegt oft eine Zeit häufiger Kon-
flikte, gegenseitiger Kränkungen und erfolgloser 
Versöhnungsversuche. In dieser belastenden Situa-
tion suchen die Betroffenen Hilfe, Rat und Unterstüt-
zung. Unsicherheiten bestehen in der Regel über die 
rechtlichen Folgen einer Trennung / Scheidung und 
die damit verbundenen Zukunftsperspektiven.

Diese Orientierungshilfe ist speziell auf Frauen zuge-
schnitten, weil in einer Partnerschaft Frauen in der 
Regel die wirtschaftlich Schwächeren sind. Zugun-
sten von Ehe und Familie haben sie häufig auf eine 
eigenständige Existenzsicherung verzichtet. Sie  
verfügen daher über ein geringes oder gar kein Ein-
kommen und nehmen mit einer Trennung eine  
Verschlechterung ihres gesellschaftlichen und mate-
riellen Lebens in Kauf. 

Die inhaltliche Gliederung dieser Broschüre orientiert 
sich an den drei Bereichen, die bei Frauen in Tren-
nungssituationen – sei es in einer Ehe oder in einer 
eheähnlichen Lebensgemeinschaft – im Vordergrund 
stehen: wie ist die erzieherische Situation als allein 
Erziehende (Kapitel 2.1) und welche Unterstützungs-
angebote gibt es (Kapitel 2.2)? Wie können die Wohn-
situation und die damit zusammenhängenden Fragen 
geklärt werden (Kapitel 3)? Was muss bei der Klä-
rung der finanziellen Situation beachtet werden und  
welche finanziellen Hilfsangebote gibt es (Kapitel 4)? 

Bevor jedoch auf die einzelnen Problembereiche 
eingegangen wird, die sich aus einer Trennung erge-
ben, werden die rechtlichen Aspekte einer Trennung 
und Scheidung erläutert (Kapitel 1).

Diese allgemeinen Informationen ersetzen im kon-
kreten Einzelfall keine intensive rechtliche und per-
sönliche Beratung durch kompetente Fachleute. Wir 
wollen Betroffene ausdrücklich ermutigen, sich recht-
zeitig über ihre Rechte und ihre Möglichkeiten zu 
informieren und die aufgeführten Beratungsangebote 
in Anspruch zu nehmen.

Angesichts der sich schnell ändernden Gesetzge-
bung und Rechtsprechung können wir keinerlei 
Gewähr dafür übernehmen, dass zum Zeitpunkt der 
Lektüre dieser Broschüre die dort genannten recht-
lichen Maßstäbe noch gelten. Wir empfehlen daher 
dringend eine qualifizierte Rechtsberatung durch eine 
Rechtsanwältin / einen Rechtsanwalt. 

Die Broschüre wurde nach bestem Wissen verfasst, 
dennoch kann keine Haftung für die Richtigkeit und 
Vollständigkeit sämtlicher Informationen übernom-
men werden.

Regina Homeyer 
Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Detmold

Annegret Sandbothe
Leiterin des Fachbereichs Jugend, Schule, Soziales  
und Sport der Stadt Detmold
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verkündet dann das Familiengericht sofort das 
Urteil/den Beschluss. Danach setzt das Gericht den 
Streitwert fest. Dies ist der Betrag, nach dem sich 
die Gerichtskosten und Anwaltskosten berechnen. 
In dem Ehescheidungsverfahren ist der Streitwert 
das zusammengerechnete dreifache monatliche 
Nettoeinkommen beider Eheleute abzüglich 250 € 
Pauschalbetrag pro Kind. Hinsichtlich des Versor-
gungsausgleichs erfolgt die Wertberechnung anhand 
sämtlicher verfahrensgegenständlicher Anrechte, er 
beträgt aber mindestens 1.000 €.

Nach drei Jahren Trennung wird von einer geschei-
terten Ehe ausgegangen. Scheidungsgründe müs-
sen nicht dargelegt werden, auch wenn ein Partner 
nicht in die Scheidung einwilligt.

Allerdings gibt es auch bei der Scheidung nach drei 
Jahren eine Ausnahme: In ungewöhnlichen Härte-
fällen wird auch nach drei Jahren eine Ehe nicht 
geschieden.

Einen Monat nach Zustellung des Scheidungsbe-
schlusses, früher Urteils, wird die Scheidung rechts-
kräftig, sofern nicht die Eheleute anwaltlich vertreten 
auf Rechtsmittel verzichtet haben. Im letzteren Fall 
kann der Scheidungsbeschluss sofort rechtskräftig 
werden. Man kann sich dann beim Familiengericht 
das so genannte Rechtskraftattest auf das Ehe-
scheidungsurteil stempeln lassen. Damit kann man 
dann die Rechtskraft der Scheidung nachweisen, 
wenn man sich zum Beispiel wieder verheiraten 
möchte.

Wichtig ist, dass Sie, sofern Sie bei Ihrem Ehemann 
familienversichert sind, sich um eine eigene Kran-
kenversicherung kümmern müssen. Die Familien-
versicherung endet mit Rechtskraft der Eheschei-
dung.

1.3 Mediation

Zur Klärung der Trennungssituation bietet sich auch 
die (alternative Problemlösung) der Mediation an. 
Darin werden außergerichtliche faire Konfliktlö-
sungen erarbeitet, die Ihnen helfen, eine einver-
nehmliche Trennung für beide Partner zu erreichen. 
Der Mediator / die Mediatorin sollte unparteilich und 
neutral sein und keine Lösungen vorgeben. Er / sie 
vermittelt in dem Prozess und hat keine Entschei-
dungskompetenz. Die Lösungen sollen von den 
Konfliktparteien selbst erarbeitet werden. 

Das Verfahren läuft nach festen Regeln ab und 
muss von den Beteiligten selber finanziert werden. 
Am Ende steht eine abschließende Vereinbarung, 
die Sie von einer Rechtsanwältin / einem Rechtsan-
walt überprüfen lassen sollten. Ein eventuell fol-
gendes Scheidungsverfahren kann durch eine 
erreichte schriftliche Abschlussvereinbarung, die 
dem Familiengericht vorgelegt wird, vereinfacht  
werden.

Falls es eine Gewaltproblematik in der Ehe gab / 
gibt, ist Mediation nicht geeignet.

Als Mediator / Mediatorin arbeiten verschiedene 
Berufsgruppen. Adressen werden im Internet veröf-
fentlicht. Diese sollten nach dem Mediationsgesetz 
eine geeignete Ausbildung nachweisen können.
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recht“. Hier helfen Ihnen die Branchenverzeichnisse 
in den Telefonbüchern oder die Rechtsanwaltskam-
mer bei dem Oberlandesgericht Hamm, Telefon 
02381 / 98 50 00 kostenlos weiter. Eine Liste von  
Detmolder Fachanwältinnen / Fachanwälten für  
Familienrecht finden Sie im Anhang.

Eine Ehe kann geschieden werden, wenn die Ehe 
gescheitert ist. Die Ehe ist nach dem Gesetz geschei-
tert, wenn die Lebensgemeinschaft der Ehegatten 
nicht mehr besteht und nicht erwartet werden kann, 
dass die Ehegatten sie wiederherstellen. Das Fami-
liengericht prüft, ob eine Ehe zerrüttet ist. 

Die Scheidung ist auch gegen den Willen des Part- 
ners / der Partnerin möglich. Man spricht von einer 
einverständlichen Scheidung, wenn beide Ehegatten 
die Scheidung beantragen oder einer sie beantragt 
und der andere Ehegatte zustimmt.

Sie sollten vor der Scheidung intensiv mit Ihrem 
Rechtsbeistand beraten, welche Scheidungsart Sie 
wählen wollen und zu welchem Zeitpunkt der Schei-
dungsantrag bei Gericht eingereicht werden soll.

Für die Scheidung ist der rechtliche Trennungszeit-
punkt von großer Bedeutung. Der Ehescheidungsan-
trag kann erst nach einjähriger Trennungszeit bei 
dem Familiengericht eingereicht werden. 

Vor Ablauf der einjährigen Trennungsfrist kommt  
eine Scheidung nur in Betracht, wenn die Fortset-
zung der Ehe für den Antragsteller /die Antragstelle-
rin aus Gründen, die in der Person des anderen 
Ehegatten liegen, eine unzumutbare Härte dar- 
stellen würde.

Voraussetzung für die Scheidung nach einem Jahr 
ist entweder

●	 �das beide Ehepartner nach dem Trennungsjahr 
mit der Scheidung einverstanden sind oder 

●	 �wenn ein Ehepartner sich weigert, Sie das Schei- 
tern der Ehe darlegen und beweisen können,  
z. B. wenn Sie dem Gericht ihre unumstößliche 
Absicht zur Scheidung darlegen.

In dem Scheidungsantrag erfolgt zudem eine Erklä-
rung, ob eine Regelung über die elterliche Sorge, 
den Umgang, Unterhaltspflichten, die Rechtsverhält-
nisse an der Ehewohnung und an den Haushaltsge-
genständen getroffen wurden und die Angabe, ob 
anderweitige Familiensachen anhängig sind.

Das Gericht kümmert sich also nur um die Schei- 
dung selbst. Sofern andere Folgen zu regeln sind, 
wie etwa Fragen des Sorgerechts oder des Umgangs, 
so ist hierzu ein zusätzlicher Antrag bei Gericht ein-
zureichen, der in den sog. Scheidungsverbund auf-
genommen werden kann. Daneben wird grundsätz-
lich auch der Versorgungsausgleich durchgeführt, 
also der Ausgleich der in der Ehezeit erworbenen 
Rentenanwartschaften / Versorgungsanwartschaften. 
Da hier die betroffenen Rentenversicherungsträger 
eingeschaltet werden müssen, um die entspre-
chenden Anfragen zu beantworten, dauert ein Ehe-
scheidungsverfahren rund 6 – 9 Monate. Vorausset-
zung dafür ist, dass beide Eheleute ihrer Verpflichtung 
zum pünktlichen und sorgfältigen Ausfüllen der Fra-
gebögen auch nachkommen. Hat das Gericht anson-
sten über nichts weiter zu entscheiden als nur über 
die Ehescheidung und den Versorgungsausgleich, 
wird es nach Vorliegen dieser Auskünfte einen Ver-
handlungstermin bestimmen. In diesem Verhand-
lungstermin werden dann beide Eheleute zur Dauer 
der Trennung gehört und gefragt, ob sie geschieden 
werden wollen. Sind aus der Ehe noch minderjährige 
Kinder hervorgegangen, verweist das Gericht auf die 
verschiedenen Beratungsstellen. Bei dem Verfahren 
über den Versorgungsausgleich werden die Aus-
künfte der Versorgungsträger erörtert. In der Regel 
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Man spricht von einem Wechselmodell, wenn das 
Kind / die Kinder exakt dieselbe Zeit bei beiden 
Elternteilen verbringen. Verbringt das Kind hingegen 
einen etwas größeren Teil der Zeit bei einem Eltern-
teil, so hat dieser den Schwerpunkt der Betreuung. 
Er ist dann auch zum Kindesunterhalt und zum  
Kindergeldbezug berechtigt.

Können sich die Eltern in einer wichtigen Angele-
genheiten nicht einigen, kann nach § 1628 BGB das 
Familiengericht auf Antrag eines Elternteils die Ent-
scheidung einem Elternteil übertragen. Die Übertra-
gung kann mit Auflagen oder Einschränkungen 
verbunden sein. Bei weitergehenden Differenzen 
kann ein Antrag auf Alleinsorge nach § 1671 BGB 
gestellt werden.

Alleiniges Sorgerecht

Die Alleinsorge kann im Ganzen (die Personen-
sorge, die Vermögenssorge und das Aufenthaltsbe-
stimmungsrecht) oder teilweise beantragt werden. 
Wichtig ist, dass es bei letzterem immer nur um den 
Bereich der Fragen von erheblicher Bedeutung 
geht.

Das Gericht orientiert sich bei seiner Entscheidung 
daran, ob 

●	 �der andere Elternteil zustimmt (Ausnahme: Kin-
der, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
widersprechen der Übertragung der elterlichen 
Sorge) oder

●	 �die Übertragung des Sorgerechts auf den Antrag 
stellenden Elternteil dem Wohl des Kindes am 
besten entspricht. 

Beantragt z.B. ein Elternteil die Alleinsorge und 
widerspricht der andere Elternteil, hat das Familien-
gericht zu prüfen, ob die Aufhebung der gemein-
samen elterlichen Sorge dem Kindeswohl am 
Besten entspricht. In diesem Verfahren erhalten 
Kinder einen Verfahrensbeistand, der die Rechte 
der Kinder unterstützen soll. Zudem kann ein Sach-
verständigengutachten über die Erziehungsgeeig-
netheit erstellt werden und zum Schluss hört das 
Gericht die Kinder persönlich an. Bei Streitigkeiten 
auf Grund trennungsbedingter Spannungen gehen 
die Gerichte in der Regel davon aus, dass sie sich 
erfahrungsgemäß rasch abbauen und somit der 
gemeinsamen Ausübung der elterlichen Sorge 
grundsätzlich nicht entgegenstehen.

Wenn das Sorgerecht auf einen Elternteil übertragen 
wird, ändert dies nichts an dem Recht und der Pflicht 
des anderen Teils zum Umgang mit den Kindern.

Kinder haben nämlich ein Recht auf Umgang mit 
beiden Elternteilen; jeder Elternteil ist zum Umgang 
mit dem Kind verpflichtet und berechtigt (§ 1684 
BGB). 

Unabhängig vom gemeinsamen Sorgerecht oder 
der Alleinsorge sind entwürdigende Erziehungsmaß-
nahmen, insbesondere körperliche oder seelische 
Misshandlungen, unzulässig.

Das gemeinsame Sorgerecht setzt ein positives 
Zusammenwirken beider Elternteile, einen nicht 
abbrechenden Kontakt zwischen ihnen und den 
Kindern voraus.
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Solange die Beziehung der Eltern – seien sie nun 
verheiratet oder nicht – intakt ist, spielen erziehungs-
rechtliche Aspekte keine Rolle. Es gibt kaum Anlass, 
gerichtliche Hilfe bei der Schlichtung von Konflikten 
um das Kind oder die Abgrenzung der Rechte der 
Eltern in Anspruch zu nehmen. Bei Trennung und 
Scheidung entbrennt häufig ein Streit um das „Recht 
am Kind“. Beide Elternteile hängen an dem Kind und 
möchten es bei sich behalten. Häufig genug geht es 
bei dem Streit um das Kind aber nicht nur um das 
Sorgerecht, sondern auch um finanzielle Fragen 
(Höhe des Unterhalts) und nur zu häufig werden die 
Konflikte der Eheleute über das Kind bzw. das Recht 
am Kind ausgetragen. 

2.1	Elterliche Sorge

Die elterliche Sorge beinhaltet in erster Linie die 
Pflicht und nur in zweiter Linie das Recht der Eltern, 
für das minderjährige Kind zu sorgen. Die Verantwor-
tung der Eltern ist – ob verheiratet oder nicht – für 
das Kind eine gemeinsame Verantwortung und bleibt 
grundsätzlich auch nach einer Trennung oder Schei-
dung als solche erhalten. Oberstes Prinzip für alle 
Entscheidungen im Bereich der elterlichen Sorge ist 
das Kindeswohl.

Die elterliche Sorge umfasst die 

●	 �Personensorge (Pflege, Erziehung, Beauf
sichtigung),

●	 das Aufenthaltsbestimmungsrecht und

●	 �die Verwaltung des Vermögens des Kindes / der 
Kinder.

2.1.1 �Elterliche Sorge bei ehelichen Kindern

Das Familiengericht trifft im Rahmen eines Schei-
dungsverfahrens Entscheidungen zur elterlichen 
Sorge nur dann, wenn ein Elternteil dies beantragt.

Stellt keiner der beiden Elternteile für die Dauer der 
Trennung oder aber auch für die Zeit nach der Schei-
dung einen Antrag auf Alleinsorge, bleibt es grund-
sätzlich bei der gemeinsamen Sorge der beiden auf 
Dauer getrennt lebenden Eltern.

Gemeinsames Sorgerecht

Auch wenn das Kind im Einvernehmen der Eltern 
überwiegend im Haushalt eines Elternteils lebt, üben 
beide Eltern, sofern keine andere Regelung erfolgt 
ist, gemeinsam die elterliche Sorge aus.

Die Eltern entscheiden aber in allen wichtigen Ange-
legenheiten, deren Regelungen für das Kind von 
erheblicher Bedeutung sind, im gegenseitigen Ein-
vernehmen. Sie müssen sich entsprechend in allen 
wichtigen Erziehungsfragen (Schule, Freizeitaktivi-
täten, etc.) und in finanziellen Fragen (Taschengeld, 
Sparguthaben), die das Kind betreffen, verständigen. 

Der Elternteil, bei dem das Kind lebt, hat die Ent- 
scheidungsbefugnis in allen Angelegenheiten des 
täglichen Lebens. Gemeint sind in der Regel solche 
Entscheidungen, die häufig vorkommen und die 
keine schwer abzuändernden Auswirkungen auf die 
Entwicklung des Kindes haben. Hierzu zählen zum 
Beispiel Auswahl des Nachhilfelehrers /der Nach-
hilfelehrerin, Teilnahme an einem Tagesausflug oder 
Ausübung von sportlichen Aktivitäten.

Es gibt aber auch das so genannte Wechselmodell.
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tragen, dass er ebenfalls Träger der elterlichen 
Sorge ist. Das Familiengericht überträgt auf Antrag 
eines Elternteils die elterliche Sorge oder einen Teil 
der elterlichen Sorge beiden  Eltern gemeinsam, 
wenn die Übertragung dem Kindeswohl nicht wider-
spricht.

Nur auf Antrag eines Elternteils wird das Jugendamt 
Beistand des Kindes. Die Beistandschaft ist ein 
Hilfsangebot des Jugendamtes, dass alle nutzen 
können, die allein erziehend sind. Nur auf Antrag 
des allein erziehenden Elternteils wird das Jugend-
amt Beistand. Die Aufgaben der Beistandschaft 
bestehen darin, die Vaterschaft zu einem Kind fest-
zustellen und Unterhaltsansprüche geltend zu 
machen. Wird die Anerkennung der Vaterschaft ver-
weigert, erfolgt die Klage auf Feststellung der Vater-
schaft (Rechtsgrundlage: § 1712 BGB). Das Ende 
der Beistandschaft erfolgt ebenfalls durch einen 
schriftlichen Antrag, wenn das Kind sich nicht mehr 
in der alleinigen Obhut befindet oder bei Eintritt der 
Volljährigkeit des Kindes (§ 1715 BGB).

Hinweise zum Verfahren

Nach der Geburt eines nicht ehelichen Kindes infor-
miert das Standesamt unverzüglich das Jugendamt. 
Das Jugendamt wiederum hat umgehend der Mutter 
Beratung und Unterstützung anzubieten. Hierbei hat 
es hinzuweisen auf 

●	 die Bedeutung der Vaterschaftsfeststellung,

●	 �die Möglichkeiten, wie die Vaterschaft festge-
stellt werden kann oder eine Abfindung (anstelle 
des Unterhalts) beurkunden zu lassen,

●	 �die Möglichkeit, die Verpflichtung zur Erfüllung 
von Unterhaltsansprüchen oder eine Abfindung 
(anstelle des Unterhalts) beurkunden zu lassen,

●	 �die Möglichkeit, eine Beistandschaft zu beantra-
gen sowie auf die Rechtsfolgen einer solchen 
Beistandschaft,

●	 �die Möglichkeit der gemeinsamen elterlichen 
Sorge.

Das Jugendamt hat der Mutter ein persönliches 
Gespräch anzubieten. Das Gespräch soll in der 
Regel in der persönlichen Umgebung der Mutter 
stattfinden, wenn diese es wünscht. Ein solches 
Beratungsgespräch kann auch vor der Geburt statt-
finden.

2.1.3 Umgangsrecht

Kinder haben ein Recht auf Umgang mit beiden 
Elternteilen; jeder Elternteil ist zum Umgang mit dem 
Kind verpflichtet und berechtigt (§ 1684 BGB). Der 
Umgang darf auf längere Zeit oder auf Dauer nur 
eingeschränkt oder ausgeschlossen werden, wenn 
der Umgang das Kindeswohl gefährden würde.

Das Gesetz nennt nicht gewisse bestimmte Zeiten 
und die Dauer des Umgangs. Hier kommt es auf die 
Umstände des Einzelfalles an, insbesondere auch 
auf das Alter der Kinder. Bei einem sechs Monate 
alten Kind kann ein Umgangsrecht des getrennt 
lebenden Vaters von freitags bis sonntags ausschei-
den und ein wöchentlicher Umgang in Betracht 
kommen. In der Regel empfiehlt sich im Interesse 
des Kindeswohls eine einvernehmliche Regelung 
zwischen den Eltern. Sollte eine Einigung zwischen 
den Eltern nicht gelingen, wird das zuständige 
Jugendamt zwischen den Eltern vermitteln. Wenn 
auch die Vermittlung des Jugendamtes scheitern 
sollte, kann nur noch durch ein familiengerichtliches 
Verfahren eine Umgangsregelung herbeigeführt 
werden. Gemeinhin wird bei schulpflichtigen Kindern 
ein Umgangsrecht alle vierzehn Tage in der Zeit von 
Freitagabend 17.00 Uhr bis Sonntagabend 18.00 Uhr 
oder 19.00 Uhr bewilligt sowie an jedem zweiten 
Feiertag von Ostern, Pfingsten und Weihnachten in 
der Zeit von 9.00 Uhr bis 19.00 Uhr und dann noch 
in einer Hälfte der Schul-Sommerferien bzw. Herbst-, 
Weihnachts- und Osterferien des Landes NRW. 

Diese genannte Regelung muss aber an die Arbeits- 
und Lebensbedürfnisse der Eltern angepasst sein. 
So kann auch ein wöchentlicher Umgang an einem 
Nachmittag vereinbart werden. Nach § 1685 BGB 
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Über die Grundlagen und Voraussetzungen des 
gemeinsamen Sorgerechts sollten Sie sich intensiv 
beraten lassen durch die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Jugendamtes

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Wittekindstr. 7, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 /  9 77- 9 71

oder durch eine Rechtsanwältin / einen Rechtsanwalt 
Ihres Vertrauens.

Sprechstunden für allein Erziehende bieten ferner die 
Evangelische Familienbildung in Zusammenarbeit 
mit den Gleichstellungsstellen der Stadt Detmold und 
des Kreises Lippe an. Die Termine der Sprechstun-
den sind dem Programm der Evangelischen Famili-
enbildung zu entnehmen oder können telefonisch 
erfragt werden bei der

Ev. Familienbildungsstätte im Diakonischen Werk
Leopoldstr. 27, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 976  - 6 56 oder der

Gleichstellungsstelle der Stadt Detmold 
Rathaus am Markt · 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 2 84

Weitere Hinweise zum Sorgerechtsverfahren 

Wenn gemeinsame minderjährige Kinder vorhanden 
sind, hört das Familiengericht die Eheleute zur elter-
lichen Sorge an und weist auf bestehende Möglich-
keiten der Beratung hin. Das Gericht teilt in diesen 
Fällen unverzüglich die Rechtshängigkeit von Schei-
dungssachen sowie Namen und Anschrift dem 
Jugendamt mit, damit das Jugendamt sein Beratungs-
angebot an die Eltern herantragen kann. 

Im Ehescheidungsverfahren hört das Familiengericht 
das Kind bzw. die Kinder also nicht an, es sei denn 
ein Elternteil beantragt, ihm die elterliche Sorge 
alleine zu übertragen. Bei Kindschaftssachen, die 

den Aufenthalt des Kindes, das Umgangsrecht oder 
die Herausgabe des Kindes betreffen, sowie bei Ver-
fahren wegen Gefährdung des Kindeswohls gilt das 
sogenannte  Beschleunigungsgebot, dass heißt das 
Gericht soll spätestens einen Monat nach Beginn des 
Verfahrens einen Termin stattfinden lassen.

 Zu diesem Termin werden beide Elternteile und auch 
das Kind / die Kinder geladen. Das Jugendamt muss 
in diesem Termin als Verfahrensbeteiligter schriftlich 
und mündlich berichten. Es soll hier im Interesse des 
Kindeswohls versucht werden, so schnell wie möglich 
eine einvernehmliche Regelung herbeizuführen. 

2.1.2  �Elterliche Sorge für Kinder, deren Eltern 
nicht miteinander verheiratet sind

	
Ledige Mütter unter 18 Jahren

Minderjährigen wird nach § 106 BGB nur eine 
beschränkte Geschäftsfähigkeit zugesprochen. Des-
halb geht das Gesetz bei minderjährigen Müttern 
davon aus, dass das Kind einen Vormund braucht 
(Rechtsgrundlage: § 1773 BGB). Aus diesem Grunde 
ruht in diesen Fällen gemäß § 1673 BGB die elter-
liche Sorge. Die Vormundschaft obliegt in der Regel 
dem Jugendamt und zwar bis zur Volljährigkeit der 
Mutter.

Volljährige ledige Mütter

Sind Eltern bei der Geburt eines Kindes nicht mit-
einander verheiratet, haben sie die Möglichkeit, durch 
Abgabe einer Sorgeerklärung das gemeinsame Sor-
gerecht herbeizuführen. Ein Zusammenleben ist 
dafür nicht erforderlich. Beide Elternteile müssen 
erklären, dass sie die Sorge gemeinsam übernehmen 
wollen oder einander heiraten. Diese Sorgeerklä-
rungen und Zustimmungen müssen durch das 
zuständige Jugendamt oder durch eine Notarin / 
einen Notar beurkundet werden. Erfolgt keine Sorge-
rechtserklärung oder keine Heirat, hat die Kindesmut-
ter die alleinige elterliche Sorge. Der Kindesvater 
kann jedoch in einem gerichtlichen Verfahren bean-
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Unterhaltsersatzansprüchen des Kindes oder 
Jugendlichen (Rechtsgrundlage § 18 KJHG). 

Nicht mit dem anderen Elternteil verheiratete Mütter 
und Väter haben Anspruch auf Beratung über die 
Abgabe einer Sorgeerklärung (Rechtsgrundlage  
§ 18 KJHG).

Junge Volljährige haben bis zur Vollendung des 21. 
Lebensjahres Anspruch auf Beratung und Unterstüt-
zung bei der Geltendmachung von Unterhalts- oder 
Unterhaltsersatzansprüchen durch das Jugendamt.

Ledige Mütter, die das Sorgerecht haben, haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung bei der 
Geltendmachung ihrer Ansprüche auf Erstattung der 
Entbindungskosten nach § 1615 k und auf Unterhalt 
nach § 1615 I des Bürgerlichen Gesetzbuches.

Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Bera-
tung und Unterstützung bei der Ausübung des 
Umgangsrechts nach § 1684 Abs. 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuches. Ebenfalls Anspruch auf Bera-
tung und Unterstützung bei der Ausübung des 
Umgangsrechts haben Eltern, andere Umgangsbe-
rechtigte sowie Personen, in deren Obhut sich das 
Kind befindet.

Bei der Herstellung von Umgangskontakten und bei 
der Ausführung gerichtlicher und vereinbarter 
Umgangsregelungen soll vermittelt und in geeig-
neten Fällen Hilfestellung geleistet werden.

Erziehungsberatung und Hilfe zur Erziehung

Kinder, Jugendliche, Eltern und andere Erziehungs-
berechtigte haben nach § 28 KJHG einen Rechts-
anspruch auf Beratung und Unterstützung

●	� bei der Klärung und Bewältigung individueller 
und familienbezogener Probleme und ihrer 
Ursachen,

●	 bei der Lösung von Erziehungsproblemen,
●	 bei Trennung und Scheidung.

Wenn eine dem Wohl des Kindes entsprechende 
Erziehung nicht gewährleistet ist, haben Sie als Per-
sonensorgeberechtigte bei der Erziehung Ihres 
Kindes einen Anspruch auf Hilfe nach § 27 KJHG. 
Voraussetzung ist allerdings, dass die Hilfe für die 
Entwicklung des Kindes geeignet und notwendig ist. 
Art und Umfang der Hilfen richten sich nach dem 
Einzelfall.

Beratung und Informationen erhalten Sie beim

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Wittekindstr. 7, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 9 71

Frauenberatungsstelle Alraune e.V. 
Wall 5, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 2 01 77

Ev. Beratungszentrum der Lipp. Landeskirche
Lortzingstr. 6, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 9 92 80

Familien-, Ehe-, Kinder- und Jugendberatung 
des Kreises Lippe
Hofstr. 3, 32756 Detmold
Zentrale Anmeldung unter 0 52 61 / 9 77 20

Sozialdienst Katholischer Frauen e.V. 
Detmold, Palaisstr. 27, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 56 53 30 oder - 3 28

Bei Schulproblemen wenden Sie sich bitte an die

Regionale Schulpsychologische Beratung Lippe 
(RSB L)
Zuständig für die Schulen in Detmold
Hofstr. 3, 32756 Detmold
Zentrale Anmeldung unter 0 52 61 / 9 77 20
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kann das Umgangsrecht auch auf mehrere Personen 
erweitert werden, die zum Kind eine enge Beziehung 
haben oder hatten. Auch Großeltern, Geschwister, 
Stiefeltern oder frühere Stiefeltern sowie Personen, 
bei denen das Kind länger in Pflege war, haben ein 
Umgangsrecht, wenn es dem Wohl des Kindes dient 
(§ 1685 BGB).

Der Umgang darf auf längere Zeit oder auf Dauer nur 
eingeschränkt oder ausgeschlossen werden, wenn 
der Umgang das Kindeswohl gefährden würde. 
Sofern der Umgang gerichtlich geregelt ist und sich 
die Eltern bei der Durchführung streiten, kann ein 
gerichtliches Umgangsvermittlungsverfahren bean-
tragt werden.

In diesem Zusammenhang ist noch einmal darauf 
hinzuweisen, dass die Eltern gemäß § 1684 II BGB 
alles zu unterlassen haben, was das Verhältnis des 
Kindes zum jeweils anderen Elternteil beeinträchtigt 
oder die Erziehung erschwert. Dazu gelten insbeson-
dere beleidigende oder verächtliche Äußerungen 
über den anderen Elternteil und Ausspionieren des 
anderen Elternteils.

Es kann versucht werden, bei sehr hohen Umgangs-
kosten diese als Mehrbedarf im SGB II geltend zu 
machen. 

Notwendige Kosten des Umgangs können sich auch 
beim Unterhalt bemerkbar machen, soweit sie nicht 
über das Kindergeld abgedeckt werden und das 
übliche Maß deutlich übersteigen.

2.2	Unterstützungs- und Beratungsangebote

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) spricht 
ausdrücklich die Förderung der Erziehung in der 
Familie an (§§ 16 bis 21 KJHG). 

Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung 
und Scheidung 

Mütter und Väter haben im Rahmen der Jugendhilfe 
Anspruch auf Beratung in Fragen der Partnerschaft, 
wenn sie für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sor-
gen haben oder tatsächlich sorgen (Rechtsgrundlage 
§ 17 KJHG). 

Die Beratung soll helfen

●	� ein partnerschaftliches Zusammenleben in der 
Familie zu bewältigen,

●	� Konflikte und Krisen in der Familie zu bewälti-
gen,

●	� im Falle der Trennung oder Scheidung die Bedin-
gungen für eine dem Wohle des Kindes oder des 
Jugendlichen förderliche Wahrnehmung der 
Elternverantwortung zu schaffen.

Im Falle der Trennung oder Scheidung sind Eltern 
unter angemessener Beteiligung des betroffenen 
Kindes oder Jugendlichen bei der Entwicklung eines 
einvernehmlichen Konzepts für die Wahrnehmung 
der elterlichen Sorge zu unterstützen. Das Konzept 
kann auch als Grundlage für die richterliche Entschei-
dung über das Sorgerecht nach der Trennung oder 
Scheidung dienen.

Beratung und Unterstützung bei der Ausübung 
der Personensorge und des Umgangsrechts

Mütter und Väter, die allein für ein Kind oder eine(n) 
Jugendliche(n) zu sorgen haben oder tatsächlich 
sorgen, haben Anspruch auf Beratung und Unterstüt-
zung bei der Ausübung der Personensorge ein-
schließlich der Geltendmachung von Unterhalts- oder 
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Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Wittekindstr. 7, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 9 71

Krisentelefon

Bei dringenden Problemen und wenn Sie allein nicht 
mehr weiter wissen, können Sie sich auch abends 
und während der Nachtstunden an folgende Stellen 
wenden. 

Krisentelefon 0 52 31 / 333 77 

Telefonseelsorge (evangelisch) 0800 / 111 0 111

Telefonseelsorge (katholisch) 0800 / 111 0 222 

Kinder- und Jugendtelefon 
0 52 31 / 1 11 03 oder 08 00 / 111 03 33,

Elterntelefon 08 00 / 1 11 05 50

2.3	Kinderbetreuungsangebote /Betreuungsgeld

Voraussetzung für eine Berufstätigkeit ist, dass eine 
Betreuung des Kindes / der Kinder sichergestellt ist. 
Auch wenn Sie nicht erwerbstätig sind und die Zeit 
mit Ihrem Kind verbringen wollen, kann die Betreu-
ung Ihres Kindes für Sie und das Kind wichtig sein.

In Detmold standen 2013 für 34,2 % aller Kinder 
unter 3 Jahren insgesamt 699 Betreuungsplätze zur 
Verfügung, davon 110 bei Kindertagespflegeper-
sonen. Für 2014 wird eine Versorgungsquote von 
36 % angestrebt.

Seit dem 01.08.2013 gilt der Rechtsanspruch auf 
frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung 
oder in Kindertagespflege für Kinder ab dem vollen-
deten ersten Lebensjahr bis zum Schuleintritt. Lan-
desweit soll für durchschnittlich 32 % der unter 
3-jährigen Kinder ein Betreuungsangebot vorgehal-
ten werden, davon sollen 30 Prozent im Bereich der 
Kindertagespflege geschaffen werden.

Zu berücksichtigen ist ferner, dass das Betreuungs-
geld ab dem 01.08.2013 beantragt werden kann. Es 
dient dem Ziel, Eltern eine Wahlfreiheit zu eröffnen. 
Eltern sollen entscheiden können, ob sie ihr Kind 
privat betreuen oder in einem öffentlich geförderten 
Angebot betreuen lassen wollen. Das Betreuungs-
geld kann grundsätzlich vom ersten Tag des 15. 
Lebensmonats des Kindes an für 22 Lebensmonate 
bezogen werden. Die Geltendmachung des Betreu-
ungsgeldes ist an die Stichtagsregelung der Geburt 
des Kindes nach dem 31.07.2012 gebunden. 

Nach dem Schwangerenkonfliktgesetz sollen allein 
Erziehende bei der Vergabe von Betreuungsplätzen 
bevorzugt berücksichtigt werden.

Wenn Sie ALG II beziehen und Ihr Kind unter 3 Jahre 
alt ist, so darf von Ihnen nicht verlangt werden, 
berufstätig zu sein. Wenn Sie dies aber selbst  
wünschen, darf mangelnde Kinderbetreuungsmög-
lichkeit kein Hinderungsgrund sein. In diesem Fall 
wenden Sie sich an das Jobcenter, um eine Lösung 
für dieses Problem zu finden.

Anmeldungen bei den Tageseinrichtungen für Kinder 
sollen bis zum 31.12. für das folgende Kindergarten-
jahr erfolgen. Auskunft erteilt der

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Wittekindstr. 7, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 9 50

Weitergehende Informationen zu Kindertagesein-
richtungen, Tagesmüttern, Betreuung an Grund-
schulen finden Sie in der sehr ausführlichen Daten-
bank Kinderbetreuung OWL im Internet unter 
www.kinderbetreuung-owl.de  sowie dem Flyer 

	 „Kinderbetreuung in Detmold“
	 Hg.: Stadt Detmold

Sozialpädagogische Familienhilfe

Wenn (allein) erziehende Mütter / Väter bei der Bewälti- 
gung von Alltagsproblemen, der Lösung von Kon-
flikten und Krisen oder bei Erziehungsfragen Hilfe 
benötigen, können sie durch die sozialpädagogische 
Familienhilfe eine intensive Betreuung und Beglei-
tung in ihrer Familie erhalten (Rechtsgrundlage § 31 
KJHG).

Auskunft und Beratung erhalten Sie beim

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Wittekindstr. 7, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 9 71 oder

Diakonischen Werk 
der Lippischen Landeskirche e.V.
Leopoldstr. 27, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 9 76 - 6 55

Beratung für Frauen in Schwanger
schaftskonflikten

In Lippe gibt es drei anerkannte Beratungsstellen für 
Frauen in Schwangerschaftskonflikten gemäß § 219 
StGB:

Ev. Beratungszentrum der Lipp. Landeskirche
Lortzingstr. 6, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 92 80

pro familia Lippe Detmold
Lange Str. 79, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 2 68 41

AWO Beratungsstelle für Schwangerschaft  
und Familienplanung 
Engelbert-Kämpfer-Str. 4, 32657 Lemgo
Telefon 0 52 61 / 660 72 70

Neben den nach dem Schwangerschaftskonfliktge-
setz anerkannten Beratungsstellen erhalten Sie eine 
Schwangerenberatung beim

Sozialdienst Katholischer Frauen e.V.
Schwangerschaftsberatung
Palaisstr. 27, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 565 - 330 oder - 3 28

Weitere Informationen finden Sie in der Broschüre 
„Unter anderen Umständen“, die von der Gleichstel-
lungsstelle Detmold und pro familia Lippe Detmold 
herausgegeben wird. 

Beratung und Unterstützung bei Krankheit

Wenn in Notsituationen der allein erziehende Eltern-
teil für die Betreuung des Kindes ausfällt (z.B. durch 
Krankheit), soll nach § 20 Abs. 2 KJHG Unterstüt-
zung bei der Betreuung und Versorgung der im 
Haushalt lebenden Kinder gewährt werden.
Wenden Sie sich in solchen Notsituationen mit der 
Bitte um Unterstützung an  

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Wittekindstr. 7, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 9 71 oder

Diakonisches Werk 
der Lippischen Landeskirche e.V.
Leopoldstr. 27, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 9 76 - 6 55

Gemeinsame Unterbringung junger Mütter /Väter 
mit ihren Kindern in besonderen Wohnformen 

Allein erziehenden Müttern / Vätern mit einem Kind 
unter sechs Jahren soll nach § 19 KJHG Betreuung 
und Unterbringung in einer geeigneten Wohnform 
angeboten werden, solange dies aufgrund der Per-
sönlichkeitsentwicklung erforderlich ist. Dies betrifft 
vor allem minderjährige Mütter, deren Schul- oder 
Berufsausbildung noch nicht abgeschlossen ist. Aus-
kunft und Beratung erhalten Sie bei dem16



Wenn die Trennung von Ihrem Partner unmittelbar 
bevorsteht, gilt es als erstes, die Wohnsituation zu 
klären. Wenn das Kind bei Ihnen bleibt, ist zu über-
legen, ob die bisherige Wohnung wegen ihrer Größe 
oder ihrer Ortslage (hinsichtlich der Wege zum Kin-
dergarten, zur Schule, zum Arbeitsplatz etc.) weiter-
hin bewohnt werden soll und kann.

3.1	Rechtliche Situation 

Bei nicht verheirateten Paaren kommt es darauf an, 
wer den Mietvertrag unterzeichnet hat. Sind Sie 
allein Mieterin, können Sie Ihrem Partner kündigen. 
Haben beide den Mietvertrag unterzeichnet, besteht 
nur die Möglichkeit, dass Sie beide kündigen und 
versuchen, allein mit der Vermieterin / dem Vermie-
ter einen neuen Vertrag abzuschließen. Wenn Sie 
ausziehen wollen, sollten Sie versuchen, dass die 
Vermieterin / der Vermieter Sie aus dem Mietvertrag 
entlässt. Dann haften Sie auch nicht mehr für die 
Mietschulden, die noch entstehen können. Bei 
Gewalt in der Partnerschaft ist ein Wohnungs- 
verweis nach dem Gewaltschutzgesetz möglich  
(vgl. nachfolgender Absatz).

Leben Sie als Ehepaar zusammen, gibt es keine 
Möglichkeit, dem anderen zu kündigen. Kann keine 
Einigkeit erzielt werden, wer in der bisherigen Woh-
nung bleibt, können Sie beim Familiengericht einen 
Antrag auf Zuweisung der ehelichen Wohnung stel-
len. Die eheliche Wohnung wird Ihnen im Allgemei-
nen dann allein zugewiesen (auch gegen den Willen 
Ihres Partners), wenn ein Härtefall vorliegt. Das ist  
z. B. der Fall bei körperlicher oder seelischer Miss-
handlung von Familienmitgliedern oder aus Gründen 
des Kindeswohls. In diesem Fall können Sie sich 
auch ohne Rechtsbeistand direkt an die Antrags-
stelle des Amtsgerichtes / Familiengerichtes wen-
den, um einen Antrag auf Zuweisung der ehelichen 
Wohnung zu stellen (siehe auch unten „Rechtliche 
Regelungen bei Gewalt in der Partnerschaft“).

Amtsgericht Detmold
Heinrich-Drake-Straße 3, (Zi. 205), 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 76 81

Liegen keine besonderen Voraussetzungen vor, so 
wird Ihnen zugemutet, bis zur rechtskräftigen Schei-
dung innerhalb der Wohnung getrennt zu leben 
(siehe Kapitel 1.1).

In der Regel führt dies zu noch mehr Konflikten und 
Problemen. Ihnen bleibt dann nur die Wahl, Ihren 
Partner zum Auszug zu bewegen oder sich rechtzei-
tig um eine andere Wohnung zu bemühen. Um es 
klar zu sagen: Der Gesetzgeber stellt es Ihnen frei, 
sich ohne Begründung von Ihrem Partner zu tren-
nen. Sie müssen allerdings auch die Konsequenz 
ziehen und diese Trennung durch Auszug herbeifüh-
ren, wenn Ihr Partner nicht einsichtig ist.

Rechtliche Regelungen bei Gewalt in der  
Partnerschaft

Gewalt in der Partnerschaft ist für viele Frauen eine 
bittere Realität. Die Erfahrung zeigt, dass Gewalttä-
tigkeiten im häuslichen Bereich Wiederholungstaten 
sind, d.h. wer einmal geschlagen hat, wird es wieder 
tun. Die Gewaltausbrüche sind unberechenbar, 
erfolgen in immer kürzeren Abständen und die Über-
griffe werden immer brutaler. Typisch ist, dass auf 
Gewalttätigkeiten Versöhnung und Versprechen 
folgen, die nicht eingehalten werden. Häufig machen 
Frauen die Erfahrung, dass sich die Gewaltspirale 
immer weiter und schneller dreht, wenn sie nichts 
an ihrer Lage ändern. Leidtragende sind immer auch 
die in der Wohnung anwesenden Kinder, auch wenn 
sich die Verletzungen nicht unmittelbar gegen sie 
richten. Je länger die Frauen diese Situation ertra-
gen, desto hilfloser und schwächer werden sie: 
körperlich wie seelisch. 

Jede Frau hat das Recht auf ein Leben ohne 
Angst, Bedrohung und Gewalt, auch in den eige-
nen vier Wänden. 
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Betreuung durch Kindertagespflegepersonen

Die Kindertagespflege wird vom Gesetzgeber mit den 
Kindertageseinrichtungen gleichgesetzt. Wenn Sie 
also lieber eine familienähnliche Betreuung durch 
eine Kindertagespflegeperson wünschen, können Sie 
beim Jugendamt nachfragen, ob diese Möglichkeit 
besteht. Ihr Kostenbeitrag wäre der gleiche wie für 
einen Kita-Platz.

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Wittekindstr. 7, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 966 

Freizeitangebote

In den Detmolder Jugendeinrichtungen wird ein viel-
fältiges Programm für Kinder und Jugendliche ange-
boten. Achten Sie bitte auf die aktuellen Ankündi-
gungen in der Tagespresse. 
Auskunft erteilt

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Grabenstr. 1, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 968 

2.4	Soziale Kontakte / Treffpunkte

Gerade für allein Erziehende ist der Kontakt zu  
Müttern /Vätern mit Kindern im gleichen Alter und die 
Unterstützung von Anderen bei der Kinderbetreuung 
sehr wichtig. 

Wenn Sie für Ihr Kind den Kontakt zu anderen Kin-
dern, Müttern und Vätern wünschen, aber keine 
regelmäßige, über Stunden garantierte Betreuung 
brauchen, können Sie sich an eine Mutter-Kind-
Gruppe wenden. In der Evangelischen Familienbil-
dungsstätte Detmold treffen sich auch regelmäßig 
Gruppen von allein Erziehenden. Ferner werden 

Kurse zu unterschiedlichen Themen, die allein Erzie-
hende betreffen, angeboten. 

Darüber hinaus bietet die Evangelische Familien-
bildung vielfältige Angebote für Mütter /Väter mit 
Kindern auch in verschiedenen Stadtteilen an. Die 
Angebote sind dem Programmheft zu entnehmen, 
ebenso nähere Informationen. Die meisten dort 
angegebenen Gruppen werden von fachlich aus-
gebildeten Kursleiterinnen /Kursleitern gestaltet.  
Die Programmhefte erhalten Sie bei der

Ev. Familienbildung im Diakonischen Werk
Leopoldstr. 27, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 976  - 6 56

In den Kirchengemeinden werden ebenfalls häufig 
Mutter-Vater-Kind-Gruppen angeboten.

Ferner gibt es in Detmold mehrere Spielgruppen. 
Nähere Informationen erhalten Sie beim

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Wittekindstr. 7, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 9 71

Die Alraune e.V. bietet eine Gruppe für Frauen in 
Trennungs- und Scheidungssituationen an. Es gibt 
weitere Gruppenangebote, die dem Jahresprogramm 
zu entnehmen sind. Nähere Auskünfte und Anmel-
dungen bei der

Frauenberatungsstelle Alraune e. V.
Wall 5 (2. Etage), 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 2 01 77
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3. Klärung der Wohnsituation



gangenheit schon zu Misshandlungen gekom-
men ist. Zur Erleichterung der Beantragung des 
zivilrechtlichen Schutzes beim Familiengericht 
wird die Polizei Ihnen eine Dokumentation über 
den Einsatz bei häuslicher Gewalt aushändigen. 
Der Wohnungsverweis mit Rückkehrverbot wird 
in der Regel von der Polizei für 10 Tage ausge-
sprochen. Die Polizei kontrolliert diese Anord-
nung zu Ihrem Schutz. Wenn Sie eine Schutz-
anordnung beim Familiengericht stellen, 
verlängert sich das Rückkehrverbot um weitere 
10 Tage. Auf diese Weise wird sichergestellt, 
dass bis zur gerichtlichen Entscheidung der 
Gewalttäter die Wohnung nicht betreten oder Sie 
belästigen darf.

●	� Wenn Sie sich in Ihrer Wohnung nicht sicher 
fühlen, Angst haben oder intensive Unterstüt-
zung brauchen, wenden Sie sich an das 

	 AWO-Frauenhaus Lippe 
	 Telefon 0 52 32 / 850 850 0

	� Sie und Ihre Kinder finden dort Betreuung  
und Schutz. 

●	� Wenn bei Ihren Misshandlungen eine strafbare 
Handlung vorliegt wie z.B. Körperverletzung, 
Nötigung, Vergewaltigung oder Freiheitsentzie-
hung, muss die Polizei eine Anzeige aufnehmen. 
Zur Glaubhaftmachung ist es bei Körperverlet-
zungen hilfreich, von einer Ärztin / einem Arzt 
Ihres Vertrauens die Verletzungen dokumentie-
ren zu lassen. Wenn Sie bei der Polizei eine 
Anzeige erstatten wollen, empfehlen wir hierfür 
einen Termin auszumachen. Sie können auch 
eine Person Ihres Vertrauens mitnehmen und 
darum bitten, dass eine Polizeibeamtin die 
Anzeige aufnimmt.

In dem Kooperationsgremium „Für Lippe gegen 
häusliche Gewalt“ arbeiten alle beteiligten staatli-
chen Stellen und die Beratungsstellen daran, den 
Schutz und die Unterstützung der Opfer zu verbes-
sern und Gewalttäter in die Verantwortung zu nehmen. 
Das Kooperationsgremium hat den Ratgeber für 
Betroffene

	 „Was tun bei häuslicher Gewalt?“
	� Hg. Kooperationsgremium „Für Lippe gegen 

häusliche Gewalt“, Gleichstellungsstellen Kreis 
Lippe und Stadt Detmold – in deutscher und in 
türkischer Sprache –

sowie den Infoflyer, der sich mehr – aber nicht nur 
– an das soziale Umfeld wendet 

	 „Hinsehen - Hinhören - Hilfe holen”
	 in deutscher, türkischer und russischer Sprache 

herausgegeben. Wenn Sie Anregungen bzw.  
Verbesserungsvorschläge oder aber Probleme  
im Umgang mit Ämtern haben, können Sie sich  
an die

Gleichstellungsstelle der Stadt Detmold
Rathaus am Markt 
Telefon 052 31 / 977- 284 

wenden.

3.2 Wohnungssuche

Die Wohnungssuche ist gerade für allein Erziehende 
angesichts der häufig noch ungeklärten finanziellen 
Situation bzw. des niedrigen Einkommens und der 
Vorurteile vieler Vermieterinnen / Vermieter häufig 
sehr schwierig. 

Bei der Suche nach einer öffentlich geförderten 
Wohnung ist folgendes zu beachten: 

Sie müssen bei dem Fachbereich Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold – Wohnungswesen und Grund-
stücksservice – einen Wohnberechtigungsschein 
(WBS) beantragen. Die Erteilung der Bescheinigung 
ist von bestimmten Einkommensgrenzen abhängig. 
Die soziale Dringlichkeit Ihres Wohnungswunsches 
wird aufgrund Ihrer persönlichen Situation anhand 
eines Dringlichkeitskataloges festgestellt.
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Das Gewaltschutzgesetz, das seit dem 1.1.2002 in 
Kraft ist, stärkt die Rechte und Schutzmöglichkeiten 
der Opfer häuslicher Gewalt. In Lippe haben sich alle 
beteiligten staatlichen Stellen und die Beratungsstel-
len zu einem Kooperationsbündnis zusammenge-
schlossen, um dieses Gesetz umzusetzen, d.h. die 
Opfer zu unterstützen und die Täter zur Verantwor-
tung zu ziehen.

Nehmen Sie Bedrohungen und Misshandlungen von 
Ihrer Partnerin / Ihrem Partner nicht länger hin. Sie 
sollten nicht nach Gründen suchen, die es rechtferti-
gen würden, Sie zu bedrohen oder zu misshandeln. 
Schuld hat allein der, der Gewalt ausübt. Nutzen Sie 
Ihr Recht und lassen Sie sich beraten und unterstüt-
zen. Ihre Fragen lassen sich in einem persönlichen 
Beratungsgespräch klären. Die Beratung ist umfas-
send, vertraulich und kostenlos und hilft Ihnen bei der 
Entscheidung der weiteren Schritte. Sie können sich 
an die nachfolgenden Beratungsstellen wenden. 
Wenn Sie in dem telefonischen Erstkontakt zu erken-
nen geben, dass Sie in Zusammenhang mit häus-
licher Gewalt eine Beratung wünschen, erhalten Sie 
kurzfristig einen Termin. 

Frauenberatungsstelle Alraune e.V.
Wall 5, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 2 01 77

Ev. Beratungszentrum der Lipp. Landeskirche
Lortzingstr. 6, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 92 80

Familien-, Ehe-, Kinder- und Jugendberatung
des Kreises Lippe
Papenstr. 4, 32657 Lemgo
Hofstr. 3, 32756 Detmold
Schülerstr. 11, 32108 Bad Salzuflen
Zentrale Anmeldung unter 0 52 61 / 9 77 20

Nach dem Gewaltschutzgesetz kann das Gericht den 
Gewalttäter aus der gemeinsamen Wohnung weisen. 
Das ist auch dann – für einen begrenzten Zeitraum – 
möglich, wenn er der Mieter oder Eigentümer ist. Das 
Gesetz bietet Ihnen auch außerhalb der Wohnung 
Schutz. So kann das Gericht Ihrem Partner verbieten:

●	 die Wohnung zu betreten,
●	� sich Ihnen oder der Wohnung bis auf einen 

bestimmten Umkreis zu nähern,
●	� Orte aufzusuchen, an denen Sie sich regelmäßig 

aufhalten, z.B. an Ihrem Arbeitsplatz, der Schule 
oder dem Kindergarten, in Freizeiteinrichtungen, 
beim Einkauf,

●	� Kontakt zu Ihnen aufzunehmen, z.B. über Tele-
fon, Brief, e-Mail, SMS, soziale Netzwerke

Voraussetzung ist, dass Sie einen Antrag beim Fami-
liengericht stellen. Am Besten lassen Sie sich dabei 
von einer Anwältin oder einem Anwalt vertreten. 
Selbstverständlich können Sie die Schutzanordnung 
bei der Rechtsantragsstelle des Amtsgerichtes für 
Familiensachen auch persönlich beantragen. Mündlich 
oder schriftlich – wie Sie wollen. Wenn Sie Ihren Wohn-
sitz in Detmold haben, ist das 

Amtsgericht Detmold 
Heinrich-Drake-Str. 3, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 768 - 1 

für Sie zuständig. 

Wenn Sie sich bedroht fühlen und Angst haben,  
können Sie folgende Vorsichtsmaßnahmen treffen:

●	� Bei unmittelbarer Gefahr rufen Sie die Polizei 
über Notruf 110. Die Polizei hat die Aufgabe, Sie 
zu schützen und Ihnen zu helfen. Die Polizei 
kann dazu den Gewalttäter aus der Wohnung 
weisen und den räumlichen Schutzbereich fest-
legen, in dem der Gewalttäter sich nicht mehr 
aufhalten darf. Sie kann ihn auch vorübergehend 
in Gewahrsam nehmen. Die Polizei wird dies 
dann tun, wenn sie aufgrund von bestimmten 
Tatsachen annehmen muss, dass ein gefähr-
licher Angriff bevorsteht, z.B. weil es in der Ver-20



Sofern Sie Ansprüche auf Arbeitslosengeld II oder 
Sozialhilfe haben oder vorhaben, Ihre Ansprüche 
prüfen zu lassen, sollten Sie sich vorher bei dem 
Jobcenter (bzw. dem Sozialamt bei Erwerbsunfähig-
keit) erkundigen, bis zu welcher Größe Sie eine 
Wohnung anmieten können, damit die entspre-
chende Bewilligungsbehörde auch die entspre-
chenden Kosten trägt. Dies ist u.a. auch von der 
Anzahl der Personen abhängig und dem Preis der 
Wohnung. Zurzeit können für eine allein stehende 
Person max. 50 qm angemietet werden, für jede 
weitere Person 15 qm. Bei Kindern, die in etwa 
gleich alt sind, ist es zumutbar, dass sie sich ein 
Zimmer teilen. 

Ob Ihr Wohnraum angemessen ist, richtet sich nach 
Ihren individuellen Verhältnissen, der Wohnungs-
größe und dem örtlichen Mietspiegel bzw. dem Bun-
desheizkostenspiegel (siehe Kapitel 4.8.10). Wenn 
Sie teureren Wohnraum anmieten, laufen Sie 
Gefahr, dass die Miete entweder gar nicht oder nur 
zu einem Teil berücksichtigt werden kann. Auch über 
eventuell fällige Kautionen können Sie mit dem Job-
center bzw. dem Sozialamt sprechen. Ferner gibt es 
die Möglichkeit, eine Kaution beim Allgemeinen 
Sozialdienst des Fachbereichs Jugend, Schule, 
Soziales und Sport der Stadt Detmold zu beantra-
gen. Dafür darf zum Zeitpunkt der Antragsstellung 
der Mietvertrag weder vom Vermieter noch von der 
Mietpartei unterschrieben worden sein. Dies gilt 
auch für die Gespräche mit dem Jobcenter bzw. 
dem Sozialamt.

Jobcenter Lippe 
Wittekindstr. 2, 32758 Detmold
Telefon 0 52 31 / 45990

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
– Allgemeiner Sozialer Dienst –
Grabenstr. 1, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 5 69

3.3	Was beim Auszug / Umzug zu
	 beachten ist

Wichtige Unterlagen und Dokumente

Wenn Sie die gemeinsame eheliche Wohnung ver-
lassen, ist es sinnvoll, alle wichtigen Unterlagen 
bereitzulegen (nur die eigenen Originalurkunden 
dürfen mitgenommen werden) oder zu kopieren: 

●	 �Familienbuch 
●	 �Lohn- und Einkommensbelege, Steuererklä-

rungen, Steuerbescheide (die des Ehepartners 
kopieren) 

●	 �kopierte Unterlagen über Erspartes und Vermö-
gen, Bausparverträge, Lebensversicherungen 
und andere Versicherungen, aber auch über 
etwaige Schulden

●	 �Krankenversicherungskarte
●	 �Rentenbelege
●	 �Mietvertrag
●	 �Pässe
●	 �Impfausweise
●	 �Notizen über die regelmäßigen monatlichen  

Ausgaben
●	 �Kontoauszüge
●	 �Verträge über die Energieversorgung, die Sie 

abgeschlossen haben.

Hausrat und persönliches Eigentum

Bei dauernd getrennt Lebenden ist eine vorläufige 
Aufteilung des Hausrates nach § 1361 a BGB mög-
lich. Hausrat sind alle Gegenstände, die zur Führung 
eines Haushaltes erforderlich sind (Geschirr, 
Wäsche, Küchengeräte, Möbel, Fernseher usw.). 
Für die Trennungszeit wird aber nur das Benut-
zungsrecht geregelt. Das Eigentumsrecht, also was 
jedem Ehegatten gehört, wird erst im Scheidungs-
verfahren entschieden, wenn man sich nicht gütlich 
vorher einigen kann. Beachten Sie bitte: es gibt kei-
nen Wertausgleich in Geld für die Sachen, die in der 
Wohnung verbleiben.
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Eine Notlage ist z.B. gegeben, wenn 

●	 �die Wohnung zu klein ist bzw. wird,
●	 �Sie bei Bekannten / Verwandten zum Zwecke der 

Vermeidung von Obdachlosigkeit wohnen,
●	 �die Wohnung Mängel hat (z.B. Feuchtigkeit),
●	 �eine Kündigung oder Räumungsklage / Räu-

mungstermin vorliegt.

Sie werden aufgrund Ihres Antrages in die Datei der 
Wohnungssuchenden entsprechend der festgestell-
ten Dringlichkeit aufgenommen.

Die Wohnberechtigungsbescheinigung begründet 
keinen Rechtsanspruch auf Zuweisung einer öffent-
lich geförderten Wohnung. Nur für einen geringen Teil 
des Bestandes dieser Wohnungen in Detmold kann 
die Stadt mit dem ihr zustehenden Besetzungsrecht 
den Mieter / die Mieterin bestimmen. Das Beset-
zungsrecht wird unter Berücksichtigung der sozialen 
Dringlichkeit ausgeübt. Eine kurzfristige Vermittlung 
ist in der Regel nicht möglich. Besteht eine Schwan-
gerschaft, wird ein Wohnungswunsch vorrangig 
berücksichtigt.

Sie sollten sich außerdem bei den Wohnungsbauge-
sellschaften auf die Wartelisten setzen lassen. Eine 
Liste der Wohnungsbaugesellschaften erhalten Sie 
beim Fachbereich Stadtentwicklung – Wohnungswe-
sen und Grundstücksservice – und beim Allgemeinen 
Sozialen Dienst im Fachbereich Jugend, Schule,  
Soziales und Sport. Der Allgemeine Soziale Dienst 
ist Ihnen auch bei der Wohnungssuche – besonders 
in Notfällen – behilflich.

Für die Beantragung der Wohnberechtigungsbe-
scheinigung benötigen Sie folgende Unterlagen:

●	 �Nachweis des Einkommens (Zeitraum des anre-
chenbaren Jahreseinkommens ist regelmäßig 
das Einkommen, das im laufenden Monat der 
Antragstellung und in den folgenden 11 Monaten 
zu erwarten ist. Kann die Höhe des zu erwar-
tenden Einkommens nicht ermittelt werden, so ist 
das Einkommen der letzten 12 Monate vor der 
Antragstellung maßgebend)

●	 �Bescheide der Agentur für Arbeit Detmold, des 
Jobcenters Lippe bzw. des Sozialamtes, Ver-
dienstnachweis des Arbeitgebers, Nachweis über 
Unterhaltsleistungen

●	 �Mutterpass bei Schwangerschaft.

Wenden Sie sich an den

Fachbereich Stadtentwicklung der Stadt Detmold – 
Wohnungswesen und Grundstücksservice –
Rosental 21, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 977 - 612

Weiterhin haben Sie die Möglichkeit, auf privatem 
Wege eine Wohnung zu suchen. D. h. Sie können in 
der örtlichen Presse eine Anzeige aufgeben und sich 
auf Anzeigen privater Vermieter oder Makler melden. 
Übrigens bietet Ihnen die schriftliche Bewerbung auf 
eine Chiffre-Anzeige in der Zeitung die Möglichkeit, 
Ihre Situation darzulegen und etwaigen Bedenken 
von Seiten der Vermieterinnen / Vermieter entgegen-
zutreten. Bedenken Sie, dass die äußere Form eines 
solchen Schreibens einen ersten Eindruck vermittelt. 
Ferner gibt es im Internet die Möglichkeit, eine Woh-
nung zu suchen (Adressen siehe Kapitel „Weitere 
Informationsquellen”, Seite 52/53)

Bei einer Trennung werden sich Ihre finanziellen Ver-
hältnisse grundlegend ändern. In der Regel sind 
Unterhaltsansprüche noch nicht geklärt und die Mög-
lichkeiten zur Erwerbstätigkeit oder zur Ausweitung 
der Berufstätigkeit wegen fehlender Kinderbetreuung 
eingeschränkt. Sie sollten daher sehr genau abwä-
gen, ob Sie den Mietpreis der Wohnung aufbringen 
können. 

Wichtig: Werden bei Mieten monatlich bestimmte 
Höchstgrenzen überschritten, wird dies bei der 
Gewährung des Wohngeldes (und gegebenenfalls 
auch bei ALG II) nicht berücksichtigt.

Bei Auszug des Partners kann sich Ihre finanzielle 
Situation insgesamt so verändern, dass Sie eventuell 
Ansprüche auf Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, Kin-
derzuschläge, Wohngeld oder Leistungen nach dem 
Unterhaltsvorschussgesetz haben (siehe Kapitel 4.8).22



4.1 Unterhalt

Anspruch auf Unterhalt haben minderjährige Kinder, 
unter besonderen Voraussetzungen volljährige Kin-
der (z. B. bei Krankheit oder Ausbildung), unter 
bestimmten Bedingungen die Ehefrau / der Ehe-
mann und die ledige Mutter.

4.1.1 Kindesunterhalt

Wenn die minderjährigen Kinder bei Ihnen leben 
und von Ihnen versorgt werden, haben Sie Ihre 
Unterhaltspflicht grundsätzlich durch die Betreuung 
der Kinder erfüllt. Sie können den Unterhalt für die 
Kinder gegenüber dem getrennt lebenden Elternteil 
geltend machen. Eine Ausnahme besteht nur, wenn 
der Naturalunterhaltsverpflichtete, also derjenige bei 
dem das Kind lebt, ein bedeutend höheres Einkom-
men hat, als der Barunterhaltsverpflichtete.

Bei den häufig komplizierten Unterhaltsberech-
nungen kann Ihnen eine Rechtsanwältin / ein 
Rechtsanwalt oder das Jugendamt behilflich sein.

Ausführlichere Informationen hierzu finden Sie in 
folgender Broschüre

	� „Allein erziehend – Tipps und Informationen“, 
Hg.: Verband allein erziehender Mütter und 
Väter, 20. Auflage 2012

Zahlt der andere Elternteil keinen Kindesunterhalt, 
so sollten Sie den zahlungspflichtigen Elternteil 
allein oder mit Hilfe des Jugendamtes (die Beistand-
schaft, die auch bei einem gemeinsamen Sorgerecht 
beantragt werden kann) schriftlich dazu auffordern. 
Ein Antrag auf Festsetzung des Unterhaltes beim 
Familiengericht kann nicht durch Sie selbst erhoben 
werden. Es gibt einen Anwaltszwang: Rechtswirk-

sam erhoben werden kann ein solcher Antrag also 
nur durch einen Rechtsanwalt bzw. eine Rechtsan-
wältin oder das Jugendamt. Abhängig von Ihrem 
Einkommen können Sie Verfahrenskostenhilfe 
(siehe Kapitel 4.4) erhalten.

Zahlt der zahlungspflichtige Elternteil keinen Unter-
halt, können Sie Unterhaltsvorschuss beim Jugend-
amt beantragen (siehe Kapitel 4 .8.9).

Mindestkindesunterhalt

Beim Mindestunterhalt wird festgelegt, welchen 
Unterhaltsbedarf ein Kind in einem bestimmten 
Lebensalter hat. Der Mindestunterhalt beträgt zurzeit 
für ein Kind 

●	 0 bis 5 Jahre         317 €  (Zahlbetrag 225 €)

●	 6 bis 11 Jahre       364 € (Zahlbetrag 227 €)

●	 12 bis 17 Jahre     426 € (Zahlbetrag 334 €)

●	 ab 18 Jahre          488 €  (Zahlbetrag 304 €)

Der Mindestunterhalt (Zahlbetrag) entspricht grund-
sätzlich den Unterhaltsbeträgen der ersten Einkom-
mensgruppe der Düsseldorfer Tabelle – jeweils 
abzüglich des hälftigen bzw. ab 18 Jahren des 
ganzen Kindergeldes. Die/der Minderjährige/r muss 
die Höhe dieses Mindestunterhaltes weder darlegen 
noch beweisen, mit Ausnahme des Vorbehaltes der 
Leistungsfähigkeit des Pflichtigen.
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Wenn Sie mit Ihrem Kind / Ihren Kindern die eheliche 
Wohnung verlassen, können Sie sich an folgender 
Faustregel orientieren:

Mitgenommen werden können grundsätzlich alle 
Gegenstände, 

●	� die Ihnen persönlich gehören (Dokumente, Klei-
dung, persönliche Geschenke, Schmuck, Bücher, 
CD‘s, Sparbuch etc.)

●	� die Ihrem Kind / Ihren Kindern gehören bzw. zu 
dessen / deren Versorgung notwendig sind (Klei-
dung, Spielzeug, Schulsachen, Kinderzimmerein-
richtung usw.)

●	� die Sie zur Führung eines eigenen Haushalts 
dringend benötigen, und zwar unabhängig davon, 
wessen Eigentum sie sind (Geschirr, Wäsche, 
Küchengeräte, Möbel usw.).

Als Einschränkung gilt, dass Ihr Mann noch in der 
Lage sein muss, einen eigenen Haushalt zu führen. 
Sollte Ihr Mann Gegenstände, die nachweislich Ihnen 
gehören, mutwillig zerstören, können Sie nach § 823 
BGB Schadensersatz verlangen.

Nachsendeservice

Sie sollten möglichst frühzeitig einen Nachsendean-
trag stellen, um zu gewährleisten, dass Sie Ihre 
gesamte Post auch wirklich erhalten. Für das erste 
halbe Jahr kostet ein Nachsendeantrag 15,20 €, 
25,00 € für 12 Monate. Nachsendeanträge müssen 
bei der Post oder / und anderen Zustellern beantragt 
werden, z. B. über das Internet.

Wohnsitz ummelden

Sie sollten sich nach einem Wohnungswechsel inner-
halb von 7 Werktagen ummelden. Nach dem Melde-
gesetz sind Sie hierzu verpflichtet. Wenn Sie die 
Ummeldung längere Zeit versäumen, wird Ihnen eine 
Verwarnung zugeschickt und Bußgeld angedroht. 
Der erste Wohnsitz muss dort angemeldet werden, 
wo Sie sich hauptsächlich aufhalten. Sie benötigen 
für die Ummeldung nur noch Ihren Personalausweis 
oder Reisepass.

Unter Angabe von Gründen (u.a. wenn Sie körperlich 
bedroht werden) ist es möglich, gleich mit der Anmel-
dung einen Sperrvermerk (Auskunftssperre) zu bean-
tragen. Dieser Sperrvermerk verhindert, dass der 
Ehemann / Partner vom neuen Wohnsitz erfährt.

Stadt Detmold - Bürgerberatung - 
Grabenstr. 1, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 5 80

Denken Sie in diesem Zusammenhang auch daran, 
bei allen Einrichtungen (Krankenkasse, Kinderta-
geseinrichtung, Schule ect.) darauf hinzuweisen, 
dass Ihre Adresse nicht weitergegeben werden 
darf.

Wenn Sie aus dem Mietvertrag der gemeinsamen 
Wohnung ausgeschieden sind, sollten Sie daran 
denken, alle anderen Verpflichtungen, die mit der 
„alten” Wohnung zusammenhängen, aufzulösen 
(Gas, Wasser, Strom, Telefon, GEZ-gebühren etc.). 
Teilen Sie die Kündigung und Ihr Auszugsdatum dem 
Leistungsanbieter (z. B. den Stadtwerken) schriftlich 
mit. Andernfalls besteht die Gefahr, dass Sie für nicht 
bezahlte Rechnungen aufkommen müssen.
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4. Klärung der finanzi-
ellen Situation



Kindergeldanrechnung nach 
§ 1612 b Abs. 5 BGB 

Bei der Barunterhaltsverpflichtung für minderjährige 
Kinder ist das (hälftige) Kindergeld für das 1. bis  
3. Kind von je 92 € anzurechnen.

Dem getrennt lebenden anderen Elternteil wird ein 
so genannter Mindestselbstbehalt für die eigene 
Lebensführung in Höhe von 800 € bei Nichterwerbs-
tätigen und 1.000 € bei Erwerbstätigen zuge- 
sprochen.

Da die Berechnung des Unterhalts sehr kompliziert 
sein kann und es verschiedene Verfahren gibt, ist es 
sinnvoll, sich fachkundigen Rat zu holen:

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Grabenstraße 1, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 9 54, - 9 53, - 561 und - 568

oder bei einer Rechtsanwältin / einem Rechtsanwalt 
Ihres Vertrauens.

Schon während der Trennung haben Sie einen 
Anspruch darauf, einen Unterhaltstitel für den  
Kindesunterhalt zu erlangen. Hierfür gibt es zwei 
Möglichkeiten:

●	� Ist eine gütliche Einigung mit dem Vater möglich, 
muss nicht geklagt werden. Es sollte aber den-
noch zur Sicherung des Anspruchs ein Titel 
erstellt werden. Das SGB VIII hat die Möglichkeit 
der Sicherung schon vorgesehen: der Unter-
haltspflichtige kann kostenlos eine Urkunde über 
die Verpflichtung zur Zahlung von Unterhalt mit 
Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvoll-
streckung erstellen lassen. Dazu ist er nach 
schriftlicher Aufforderung auch verpflichtet.

●	� Wenn keine Einigung möglich ist, kann ein Titel 
gegen den Unterhaltspflichtigen auf Unterhalts-
zahlung auf dem Rechtsweg erlangt werden. 
Zuständig ist hier das Familiengericht, in dessen 
Bezirk das Kind seinen Wohnsitz hat.

Für ledige Mütter gilt

Der Vater kann die Unterhaltspflicht förmlich aner-
kennen und sich in einer so genannten vollstre-
ckungsfähigen Urkunde der sofortigen Zwangsvoll-
streckung unterwerfen. Das heißt, es wird eine 
Urkunde angefertigt, in der sich der Vater zur Unter-
haltspflicht bekennt und die später die Zwangsvoll-
streckung gegen den Vater ermöglicht. Regelmäßig 
erfolgt die Anerkennung der Unterhaltspflicht zusam-
men mit der freiwilligen Anerkennung der Vaterschaft 
nach Terminabsprache beim

Fachbereich Jugend, Schule, Soziales und Sport  
der Stadt Detmold – Jugendamt –
Grabenstraße 1, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 977 - 954, 977 - 953

Für getrennt lebende / geschiedene
Mütter gilt

Zahlt der Vater während der Trennung oder nach 
der Scheidung keinen Kindesunterhalt, so können 
Sie ihn allein oder mit Hilfe des Jugendamtes schrift-
lich dazu auffordern oder einen Antrag auf Festset-
zung von Unterhalt beim Amtsgericht erheben. 
Abhängig von Ihrem Einkommen können Sie Ver-
fahrenskostenhilfe erhalten (siehe Kapitel 4.4). Dies 
gilt für den Fall, dass der Vater bei dem zuständigen 
Jugendamt nicht freiwillig und kostenlos die oben 
genannte vollstreckungsfähige Urkunde errichten 
lässt. 

4.1.2 Unterhaltsansprüche der Mütter

Getrennt lebende oder geschiedene Mütter haben 
häufig einen Anspruch auf Unterhalt, sofern der 
Unterhaltspflichtige leistungsfähig ist.
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Barunterhalt nach der Düsseldorfer Tabelle

Es besteht aber auch die Möglichkeit, unter Verwen-
dung der Düsseldorfer Tabelle den nach den Einkom-
mensverhältnissen des Pflichtigen individuell berech-
neten Unterhalt für das Kind zu verlangen.

Die Höhe des angemessenen Unterhalts lässt sich 
der Düsseldorfer Tabelle entnehmen, die vom berei- 
nigten Nettoeinkommen des barunterhaltspflichtigen 
Elternteils ausgeht (Bruttoeinkommen abzüglich 
Steuer, Vorsorgeaufwendungen für Alter, Krankheit 
und Arbeitslosigkeit, berufsbedingten Aufwendungen, 
Kinderbetreuungskosten und Betreuungsbonus, kon-
kreter Mehrbedarf wegen Krankheit und Alter und 
berücksichtigungsfähige Schulden).

Verzichten Sie niemals auf gesetzliche Unterhalts-
ansprüche, siehe dazu die näheren Ausführungen in 
Kapitel 4.5 Schulden. 
Lassen Sie Unterhaltsansprüche immer sofort von 
einer Rechtsanwältin / einen Rechtsanwalt geltend 
machen!

Die Tabellensätze sind auf den Fall zugeschnitten, 
dass der Unterhaltsverpflichtete gegenüber zwei 
Personen unterhaltspflichtig ist.

Viele Informationen aus Presse, Ratgebern oder 
auch aus dem Internet können in die Irre führen. Zu 
berücksichtigen ist immer das "durchschnittlich unter-
haltsrechtlich relevante durchschnittliche Nettoein-
kommen". Dies berechnet sich nicht nur nach steu-
errechtlichen oder wirtschaftlichen Gesichtspunkten, 
sondern gerade auch nach den unterhaltsrechtlichen 
Gesichtspunkten, wie sie in den Leitlinien und Recht-
sprechungen des Oberlandesgerichts bzw. des  
Bundesgerichtshofes festgelegt sind. Dies ist nicht 
ganz einfach, weshalb empfohlen wird, anwaltliche 
Hilfe oder die Hilfe des Jugendamtes in Anspruch zu 
nehmen.
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Nettoeinkommen
des Unterhaltspflich-

tigen in € 0 bis 5 6 bis 11 12 bis 17 ab 18
Prozent-

satz

100

105

110

115

120

128

136

144

152

160

Bedarfs-
kontroll-
betrag 

in €

Altersstufen in Jahren (§ 1612 a Abs. 1 BGB)

Beträge in €

 

317

333

349

365

381

406

432

457

482

508

364

383

401

419

437

466

496

525

554

583

426

448

469

490

512

546

580

614

648

682

488

513

537

562

586

625

664

703

742

781

800 /1.000

1.100

1.200

1.300

1.400

1.500

1.600

1.700

1.800

1.900

bis 1.500 

1.501 - 1.900

1.901 - 2.300

2.301 - 2.700

2.701 - 3.100

3.101 - 3.500

3.501 - 3.900

3.901 - 4.300

4.301 - 4.700

4.701 - 5.100

ab 5.101 nach den Umständen des Falles

Düsseldorfer Tabelle 2013 /2014 · A Kindesunterhalt  



Regelungen des nachehelichen Unterhaltes für Sie  
sollten nach Möglichkeit ein Teil des Scheidungsver-
fahrens sein und im Verbund mit entschieden wer-
den. Der Kindesunterhalt sollte schon während der 
Trennungszeit geregelt sein.

Ein Unterhaltstitel kann auch schon während der 
Trennungszeit erwirkt werden. Mit Ihrer Rechtsan-
wältin / Ihrem Rechtsanwalt stellen Sie Ihre Unter-
haltsforderung. In diesem Zusammenhang gilt 
grundsätzlich: der Elternteil, der ein oder noch meh-
rere schulpflichtige Kinder betreut, kann nur in 
begrenztem Umfang zu einer Erwerbstätigkeit ver-
pflichtet werden. Wer beispielsweise noch in einer 
Berufsausbildung steht, kann vom geschiedenen 
Ehepartner Unterhalt verlangen.

Ihr persönlicher Unterhaltsanspruch hängt vom Ein-
zelfall ab. Wenn Sie wegen des Alters der Kinder in 
einer Teilzeitbeschäftigung arbeiten, so muss Ihnen 
der Teil des angemessenen Unterhaltes dazu 
gezahlt werden, den Sie nicht durch eigene Arbeit 
verdienen.

Da die Ermittlung des Einkommens und die Berech-
nung des Unterhaltes insgesamt recht kompliziert 
ist, soll an dieser Stelle nicht auf einzelne Berech-
nungen eingegangen werden. Abhängig ist der 
Unterhalt von der Höhe der Einkünfte des Unter-
haltsverpflichteten. Verdient Ihr Ehemann wenig, so 
ist er nur bis zur Grenze des so genannten Selbst-
behalts unterhaltsverpflichtet. 

Sind Sie trotz betreuungspflichtiger Kinder berufstä-
tig, so muss Ihr Einkommen nicht unbedingt in 
vollem Umfang angerechnet werden.

Wenn kein Unterhalt gezahlt wird, sollten Sie sich 
vom Jugendamt unterstützen lassen und unter 
Umständen eine Unterhaltsbeistandschaft für Ihr 
Kind beantragen oder Sie beauftragen eine Rechts-
anwältin / einen Rechtsanwalt. Wichtig ist, dass Sie 
umgehend nach der Trennung den Ehepartner zum 
Zwecke der Überprüfung von Unterhaltsansprüchen 
zur Auskunft über sein Einkommen auffordern  

(lassen). Denn erst ab diesem Zeitpunkt haben Sie 
einen Anspruch auf Unterhalt. Wenn Sie erst z.B. 
sechs Monate später diese Aufforderung versenden, 
können sie die vergangenen Monate unter Umstän-
den nicht mehr fordern. Diese sind dann „verloren“.

Unterhalt für ledige Mütter

Als ledige Mutter haben Sie nur einen begrenzten 
Unterhaltsanspruch gegenüber dem Vater Ihres 
Kindes:

Der Vater des Kindes hat Ihnen für die Dauer von 
sechs Wochen vor und acht Wochen nach der Geburt 
des Kindes Unterhalt zu zahlen, wenn die Vorausset-
zungen für einen Unterhaltsanspruch vorliegen.

Dies gilt auch hinsichtlich der Kosten, die infolge der 
Schwangerschaft oder der Entbindung außerhalb 
dieses Zeitraums entstehen.

Im Zuge der Reform zum Kindschaftsrecht hat das 
Schwangeren- und Familienhilfegesetz bereits wich-
tige Neuerungen erfahren. Durch die Erweiterung 
der Anspruchsvoraussetzungen für den Betreuungs-
unterhalt (z.B. bei Abbruch / Unterbrechung der 
Ausbildung oder bei Aufgabe eines Arbeitsplatzes 
wegen der Geburt eines Kindes) werden ledigen 
Müttern mehr Rechte als bislang zugestanden.

Der Vater eines nichtehelichen Kindes verpflichtet 
sich, der Mutter in den ersten drei Jahren nach der 
Geburt Betreuungsunterhalt zu zahlen, wenn sie 
wegen der Notwendigkeit der Kinderbetreuung kei-
ner Erwerbstätigkeit nachgehen kann. Unter 
Umständen kann der Unterhalt für die ledige Mutter 
verlängert werden, wenn im Einzelfalle die Belange 
des Kindes dies erforderlich machen sollten. 

Ein Unterhaltsanspruch setzt voraus, dass die Vater-
schaft festgestellt ist. Die Anerkennung der Vater-
schaft erfolgt beim Jugendamt (siehe Kapitel 2.1.2).
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Unterhalt bei getrennt Lebenden oder 
Geschiedenen

Zugunsten von Ehe und Familie haben Frauen häufig 
ihren beruflichen Werdegang und ihre eigenständige 
Existenzsicherung zurückgestellt. Unterhaltsansprüche 
sollen helfen, ehebedingte Nachteile auszugleichen.

Wenn Sie minderjährige Kinder haben und Sie deswe-
gen nicht oder nur in eingeschränktem Umfang berufs-
tätig sind, können Sie unter Umständen Unterhalt vom 
ehemaligen Partner verlangen. Weitere Anspruchs-
gründe können sein: Alter, Krankheit, Erwerbslosigkeit, 
Aus- und Fortbildung, Umschulung und niedriger Ver-
dienst.

Mit der Trennung haben Sie grundsätzlich einen 
Anspruch auf sog. Trennungsunterhalt, sofern Sie der 
wirtschaftlich schwächere Ehepartner sind und der 
andere Ehepartner in der Lage ist, Trennungsunterhalt 
zu zahlen, also leistungsfähig ist. Kann der Pflichtige 
keinen Unterhalt zahlen oder nicht in der Höhe, die 
Ihre Existenz sichert, so wenden Sie sich an das Job-
center bzw. an das Sozialamt und beantragen Arbeits-
losengeld II bzw. Sozialhilfe (siehe Kapitel 4.8.10).

Seit 2008 gibt es eine Lebensstandardgarantie für 
getrennt lebende bzw. geschiedene Ehefrauen nicht 
mehr. Die getrennt lebende bzw. geschiedene Ehefrau 
kann also nicht mehr darauf vertrauen und damit rech-
nen, dass nach einer Trennung bzw. Scheidung der 
Ehe sie den gleichen Standard für ihr Leben erhält und 
bezahlt bekommt, wie vor der Scheidung der Ehe. 
Während der Zeit des Getrenntlebens wird in dem 
Trennungsjahr eine Ausweitung der Erwerbstätigkeit 
der getrennt lebenden Ehefrau nicht zu erwarten sein. 
Nach dem Trennungsjahr steht allerdings fest, dass 
die Ehe endgültig gescheitert ist. Hier wird man zu der 
Verpflichtung zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, 
ausgerichtet an der Betreuungsfähigkeit und dem Alter 
des Kindes kommen.

Bei dem nachehelichen Unterhalt sieht es durch das  
Unterhaltsgesetz vom 01.01.2008 anders aus: Bis 
zur Vollendung des 3. Lebensjahres des Kindes ist 

die geschiedene Ehefrau zur Aufnahme einer Berufs-
tätigkeit nicht verpflichtet, danach wird jeweils nach 
dem Einzelfall entschieden. Ein Altersphasenmodell 
gibt es nicht mehr. Es kommt hier also darauf an, wie 
viel Betreuung das Kind / die Kinder benötigen, wel-
che Betreuungsmöglichkeiten bestehen und ob es 
Ihnen zuzumuten ist, auch bei einem beispielsweise 
achtjährigen Kind einer vollen Erwerbstätigkeit nach-
zugehen. Dabei sind immer alleine die Umstände des 
Einzelfalles zu beachten; eine Schematisierung soll 
keinesfalls stattfinden. Aus diesem Grunde ist es 
ratsam, sich von einer Fachanwältin bzw. einem 
Fachanwalt für Familienrecht beraten zu lassen. 
Wenn in dem Zusammenhang mit der Trennung und / 
oder der Scheidung ein Ehevertrag bzw. ein Schei-
dungsfolgenvertrag geschlossen werden soll, müs-
sen Sie jetzt darauf achten, dass die Motive, die zu 
der Ehe führten und für die Rollenverteilung in der 
Ehe entscheidend waren, niedergelegt werden. 
Damit vermeiden Sie spätere Nachteile.

Ausführliche Informationen finden Sie in der  
Broschüre

	� „Allein erziehend – Tipps und Informationen“  
Hg.: Verband allein erziehender Mütter und Väter

Ein Unterhaltsverzicht sollte nie vereinbart werden, 
da hierdurch die Berechtigung des Anspruchs auf 
den notwendigen Unterhalt im Notfall reduziert oder 
ausgeschlossen wird. Haben Sie einen notariellen 
Ehevertrag geschlossen, sollten Sie in jedem Fall 
überprüfen lassen, ob derselbe nicht wegen Sitten-
widrigkeit unwirksam ist. 

Wenn Unterhaltsansprüche bestehen, müssen Sie 
den Pflichtigen schriftlich auffordern (lassen), monat-
lich einen bestimmten Betrag zu zahlen.

Wenn Sie bei der Trennung privat zu keiner Einigung 
kommen, wird auf Antrag beim Familiengericht über 
die Höhe des Unterhalts entschieden. Dies betrifft 
sowohl den Unterhalt für Sie als auch für das Kind / 
die Kinder.
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Mit dem 01.09.2009 wurde für die Zugewinnaus-
gleichsverfahren, die ab diesem Tage dem Gericht 
vorlagen, eine neue Regelung getroffen: Als Stichtag 
ist zum einen maßgeblich der Tag der Zustellung 
des Scheidungsantrages, zum anderen ist aber 
auch als Stichtag maßgeblich der Tag der Trennung. 
Damit sollen bewusste Vermögensverschiebungen 
in dieser Zeit nicht mehr möglich sein. Eine Gefahr 
taucht dann auf, wenn beide Eheleute meinen, 
schnell geschieden werden zu müssen und den 
Trennungszeitpunkt von sich aus festlegen. Dies 
kann zu einem „Eigentor“ führen. Zu berücksichtigen 
ist auch, dass jetzt auch Schulden, die am Tage der 
standesamtlichen Trauung vorlagen, berücksichtigt 
werden. 

Ein Beispiel: Nach altem Recht hatte der Ehemann 
am Tage der Trauung Schulden in Höhe von 
20.000 € und bei Zustellung des Scheidungsan-
trages ein Guthaben von 30.000 €. Er hatte nach 
altem Recht nur 30.000 € hinzugewonnen, nach 
dem neuen Recht 50.000 €. Hatte die Ehefrau am 
Tage der Trauung überhaupt kein Vermögen und bei 
Zustellung des Ehescheidungsantrages ein Vermögen 
von 40.000 €, so übersteigt ihr Zugewinn den Zuge-
winn des Ehemannes um 10.000 €. Nach altem 
Recht musste sie 5.000 € an den Ehemann zahlen. 
Jetzt ist der Ehemann ausgleichspflichtig mit der 
hälftigen Differenz, also 5.000 €.

Vor dem Familiengericht wird über den Zugewinn-
ausgleich nur auf Antrag entschieden, d. h. wenn die 
Eheleute sich nicht einigen können. Der Antrag kann 
bis zu drei Jahre nach Rechtskraft der Scheidung 
gestellt werden, ansonsten verjährt der Anspruch. 

4.3 Versorgungsausgleich (bei Scheidung)

Mit der Scheidung ist auch die Altersversorgung zu 
regeln. Dies erfolgt im so genannten Versorgungs-
ausgleich.

Die Renten- bzw. Versorgungsanwartschaften, die 
die Ehegatten während der Ehe erworben haben, 
sind das Ergebnis ihrer gemeinsamen, partner-
schaftlichen Lebensleistung. Im Grundsatz gilt 
daher, dass sie im Scheidungsfall zu teilen sind. 
Dies wird durch den Versorgungsausgleich erreicht. 

Notwendig wird dieser Ausgleich, wenn während der 
Ehe jeweils unterschiedlich hohe Versorgungsan-
rechte erworben wurden. Auszugleichen sind 
Ansprüche der gesetzlichen Rentenversicherung 
sowie aus Pensionen und betrieblichen Altersver-
sorgungen und anderen Versorgungsrenten. 

Auszugleichen sind nur solche Anwartschaften,  
die in der Ehe begründet oder aufrechterhalten wor-
den sind.

Sie sollten die für die Berechnung des Versorgungs-
ausgleichs benötigten Unterlagen und Angaben 
sorgfältig prüfen, und zwar Ihre eigenen und die 
Ihres Ehegatten. Durchgeführt wird der Versor-
gungsausgleich sofort. Sie merken dies jedoch erst 
dann, wenn Sie selbst die eigene Rente erhalten. 
Denn dann bekommen Sie zu Ihrer eigenen Rente 
den von dem Gericht festgesetzten Mindestbetrag 
hinzu gezahlt; auf Seiten des geschiedenen Ehegat-
ten wird dieser Betrag dann von dessen Rente in 
Abzug gebracht. 

Bei  kurzer Ehe, also bis zu drei Jahren, erfolgt der 
Versorgungsausgleich nur auf Antrag eines Ehegat-
ten. Hierzu sollten Sie sich ebenfalls durch einen 
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin beraten lassen.

4.4 Kosten der Scheidung

Bei der ersten Rechtsberatung kann eine Rechts-
schutzversicherung die Kosten tragen, sofern nicht 
sofort die gegnerische Partei angeschrieben wird. 
Hilfreich ist, wenn Sie sich vor dem Beratungstermin 
eine Liste mit allen offenen Fragen notieren.
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Weiterhin müssen Sie „bedürftig“ und der Vater „lei-
stungsfähig“ sein. Die Leistungsfähigkeit des Vaters 
bemisst sich nach seinem Einkommen und Vermö-
gen. Die Bedürftigkeit der Mutter ist dann gegeben, 
wenn sie über kein eigenes ausreichendes Einkom-
men verfügt. Zu dem eigenen Einkommen gehört 
auch das Mutterschaftsgeld aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Elterngeld ist grundsätzlich 
Einkommen. Für den Mindestbetrag in Höhe von  
300 € gilt das nur ausnahmsweise.

Die Höhe des Unterhaltsanspruchs richtet sich nach 
der Lebensstellung der Mutter. Die Lebensstellung 
wird maßgeblich dadurch bestimmt, was Sie, wenn 
Sie erwerbstätig wäre, verdienen könnte. 

Der Bedarf des Elternteils eines nichtehelichen Kin-
des richtet sich nach der Lebensstellung des betreu-
enden Elternteils, beträgt aber in der Regel minde-
stens 800 € (ohne Kranken- und Pflegversiche- 
rungskosten, die zusätzlicher Bedarf sein können). 
Der Selbstbehalt des nicht betreuenden Elternteils 
(der Betrag, der ihm nach Abzug von Steuern, Kran-
kenversicherung, berücksichtigungswürdigen Ver-
bindlichkeiten und dem an Kinder und betreuenden 
Elternteil zu zahlenden Unterhalt verbleiben muss), 
beläuft sich auf 1.000 €,bei Erwerbstätigkeit des 
Pflichtigen 1.100 € monatlich

In der Praxis sind die Unterhaltsansprüche der Mutter 
oft schwer durchsetzbar:

●	� Wenn die Vaterschaft noch nicht feststeht,  
müssen Sie bei Scheitern einer Vaterschaftsfest-
stellung das Geld zurückzahlen.

●	� Wenn der Vater weitere Kinder zu unterhalten 
hat, ist seine „Leistungsfähigkeit” eingeschränkt, 
er muss weniger oder gar keinen Unterhalt zah-
len.

●	� Wenn Sie Mutterschaftsgeld erhalten, beseitigt 
oder mindert dies Ihre Bedürftigkeit, so dass die 
Unterhaltspflicht ebenfalls ganz wegfallen oder 
sich verringern kann.

Wenn Sie bei der Mitwirkung an der Feststellung der 
Vaterschaft kooperationsbereit sind, können finanzi-
elle Angelegenheiten für Ihr Kind (Unterhalt, Unter-
haltsvorschussleistungen, Sozialhilfe, -geld) leichter 
geregelt werden. Das Jobcenter kann bei Bezug von 
ALG II Unterhaltsansprüche erwirken und einklagen.

Jobcenter Lippe
Wittekindstr. 2, 32758 Detmold
Telefon 0 52 31 / 45 990

4.2 Zugewinnausgleich (bei Scheidung)

Sofern bei der Eheschließung keine besonderen 
notariellen Vereinbarungen hinsichtlich des Güter-
standes getroffen wurden (z.B. Gütertrennung), 
besteht zwischen den Eheleuten eine so genannte 
Zugewinngemeinschaft. Daher gehört zu den Schei-
dungsfolgen der Ausgleich des während der Ehe 
erworbenen Vermögens.

Der Zugewinn ist das rechnerische Ergebnis der Ver-
änderung des Vermögens der Ehefrau und des Ehe-
mannes am Anfang und am Ende der Ehe. Dieser 
Vermögenszuwachs wurde während der Ehe gemein-
sam erwirtschaftet. Der Ausgleich dieses Zugewinns 
wird errechnet, indem zunächst das bei der Ehe-
schließung vorhandene Vermögen festgestellt und 
dann das Vermögen errechnet wird, das am Tag der 
Zustellung des Scheidungsantrages vorhanden war. 
Die Berechnung erfolgt jeweils getrennt für die Ehe-
frau und den Ehemann. Es gehört also nicht jedem 
die Hälfte von allem. Persönliche Geschenke und 
Erbschaften werden dem Anfangsvermögen zuge-
rechnet und sollen so im Ergebnis unberücksichtigt 
bleiben. 

Die Schulden, die ein Partner alleine gemacht hat, 
mindern sein Endvermögen bzw. sein Anfangsver-
mögen. 
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ist und die anwaltliche Vertretung erforderlich 
erscheint.

Verfahrenskostenhilfe wird dann gewährt, wenn die 
beabsichtigte Klageführung oder Rechtsverteidigung 
„hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht 
mutwillig erscheint“ und die Einkommensgrenzen 
eingehalten werden. Je nach Einkommen werden 
die entstehenden Kosten ganz oder teilweise über-
nommen. Rückzahlungsfrei ist Verfahrenskostenhilfe 
bei den gleichen Grenzen wie bei der Beratungs-
hilfe. Der Antrag auf Verfahrenskostenhilfe wird von 
Ihrer Anwältin / Ihrem Anwalt bei dem zuständigen 
Gericht eingereicht.

ALG II und Sozialhilfe gelten nicht als Einkommen. 
Sozialhilfeempfängerinnen bzw. ALG II Empfänge-
rinnen erhalten bei Vorlage des entsprechenden 
Bescheids in der Regel Verfahrenskostenhilfe und 
müssen keine Raten bezahlen. 

Entsprechend verbleibt kein zur Verfügung stehen-
des Einkommen mehr. Liegt das Einkommen da-
rüber, wird entsprechend § 76 FamFG Verfahrens-
kostenhilfe mit Ratenzahlung gewährt, welche 
gestaffelt ist und mit 15 € beginnt.

Weitere Hinweise: 
●	 �Wenn Sie nur geringe Einkünfte haben und Ihr 

Mann finanziell gut gestellt ist, muss er einen 
Verfahrenskostenvorschuss zahlen, der unter 
Umständen eingeklagt werden muss.

●	 �Verfahrenskostenhilfe ist kein „Geschenk“, son-
dern eine Art Darlehen. In regelmäßigen Abstän-
den fragt das Gericht an, ob Sie zwischenzeitlich 
in der Lage sind, Verfahrenskostenbeihilfe an 
die Landeskasse zurückzuzahlen. Wenn Sie 
über entsprechendes Einkommen verfügen, 
kann schon mit der Bewilligung der Verfahrens-
kostenhilfe eine Ratenzahlung angeordnet wer-
den.

4.5 Schulden

Aus der Ehe resultieren häufig gemeinsame Schul
den in Form von 
●	 Bürgschaften für Kreditverträge und / oder
●	 �Kreditverträge, die für die Familiengründung, 

Anschaffung von Möbeln oder ähnlichem 
gebraucht wurden.

Für die Kreditinstitute haben bei Scheidungen mög- 
liche Vereinbarungen bezüglich der Schulden keine 
Geltung. Hier können Sie nur versuchen, mit Ihrem 
Kreditinstitut zu verhandeln. Sie sollten nach der 
Scheidung klare Kreditverhältnisse aushandeln, 
indem ein gemeinsamer Kredit in zwei eigenstän- 
dige aufgeteilt wird. Dies ist in der Praxis schwierig, 
sollte aber versucht werden.

Grundsätzlich haftet jeder Ehepartner auch einzeln 
für gemeinsam eingegangene Schulden, z.B. einen 
gemeinsam unterschriebenen Kredit- und Kaufver-
trag. Das heißt, der Gläubiger 
●	 �muss sich nicht an einen Ehepartner halten und
●	 �kann nach eigenem Belieben beide zur Vollstre-

ckung heranziehen bzw. bei beiden eine Pfän-
dung veranlassen.

Zahlt ein Ehepartner die „Altschulden“ allein ab, 
kann u. U. ein Ausgleichsanspruch vom Partner gel-
tend gemacht werden.

Nach Entscheidungen des Bundesgerichtshofs kön-
nen einkommenslose Ehegatten oder auch Kinder, 
die nicht von der gemeinsamen Anschaffung profi-
tiert haben, aus der Haftung entlassen werden. 
Entscheidend sind die Umstände zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses.

Für Schulden, die ein Ehepartner alleine gemacht 
hat, haftet er / sie nach der Trennung der Eheleute 
und auch nach der Scheidung der Ehe alleine wei-
ter. Beachten Sie dies bitte, da leider immer wieder 
die irrige Meinung vertreten wird, allein wegen der 
Ehe hafte man für die Schulden des anderen mit. 
Dies ist in dieser Form nicht richtig. Jeder haftet für 
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Am kostengünstigsten ist es, eine einvernehmliche 
Lösung der noch streitigen Punkte vor der Eheschei-
dung herbeizuführen und diese Vereinbarung notari-
ell beurkunden zu lassen. In diesem Fall wird nur 
eine Anwältin / ein Anwalt im Scheidungsverfahren 
benötigt. Solche einvernehmlichen Lösungen sind 
häufig nicht möglich. Bei der Entscheidung, ob diese 
Möglichkeit für Sie in Betracht kommt, sollten Sie 
bedenken, dass Ihre wirtschaftliche Existenzsiche-
rung unter Umständen vom Engagement ihres 
Rechtsbeistandes abhängt.

Die Kosten der Scheidung werden kraft Gesetz 
gegeneinander aufgehoben. Jeder zahlt also die 
eigene Anwältin / den eigenen Anwalt selbst und trägt 
die Kosten des Gerichts zur Hälfte. 

Mit der Scheidung der Ehe setzt das Gericht den so 
genannten Streitwert fest. Danach richten sich dann 
im Einzelnen die Anwaltskosten und die Kosten des 
Gerichts.

Wenn Sie eine Rechtsberatung in Anspruch nehmen 
wollen und ein geringes Einkommen haben, sollten 
Sie sich bei dem zuständigen Amtsgericht erkundi-
gen, ob Sie Anspruch auf Beratungs- und / oder Ver-
fahrenskostenhilfe haben. 

Beratungshilfe 

Verfahrenskosten werden für ein gerichtliches Ver-
fahren bewilligt. Für die außergerichtliche Wahrneh-
mung Ihrer Interessen, insbesondere auch die Bera-
tung bei einer Rechtsanwältin / einen Rechtsanwalt 
gibt es die Beratungshilfe. 

Beratungshilfe kann gewährt werden in Angelegen-
heiten des Zivilrechts (wozu Familienrechtssachen 
gehören) einschließlich Angelegenheiten des Arbeits-
rechts sowie des Verwaltungs-, Verfassungs- und 
Sozialrechts (also z. B. auch ALG II-, Sozialhilfe- und 
Wohngeld). Den Antrag können Sie für sich selbst 
oder Ihr Kind stellen. 

Der Anspruch auf Beratungshilfe entfällt, wenn die 
Beratung bereits von Ihrer Rechtschutzversicherung 
abgedeckt wird.

Sie können den Antrag über Ihre Rechtsanwältin / 
Ihren Rechtsanwalt beim Amtsgericht stellen oder 
direkt beim Amtsgericht den Beratungsschein bean-
tragen.

Amtsgericht Detmold
Heinrich-Drake-Straße 3, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 76 81

Dieser Weg ist empfehlenswert, dann weiß Ihr 
Anwalt / Ihre Anwältin, dass seine / ihre Gebühren 
bezahlt werden. Es besteht auch die Möglichkeit, 
einen Antrag auf nachträgliche Beratungshilfe zu 
stellen. Dann müssen Sie die Angelegenheit, für wel-
che die Hilfe beantragt wird, genau bezeichnen. Tei-
len Sie dem Gericht dann genau die Rechtsgebiete 
mit, für die Sie Beratungshilfe wünschen: z. B. für 
Kindesunterhalt, Trennungsunterhalt, Hausratszuwei-
sung, Wohnungszuweisung, Voraussetzungen der 
Ehescheidung. Für den Antrag legen Sie bitte dem 
Amtsgericht auch Ihre Einkommensnachweise (z. B. 
Arbeitslosen-, Sozialhilfebescheide), Mietvertrag, 
Kreditverträge, Sparbücher und Kontoauszüge vor.

Bei der Prüfung der Anspruchsberechtigung hat das 
Gericht zu berücksichtigen, 

●	 �ob nicht andere Möglichkeiten zur Hilfe zur Ver-
fügung stehen, deren Inanspruchnahme zumut-
bar ist. Dazu gehört in gewissem Umfang auch 
eigenes Tätigwerden,

●	 ob die Wahrnehmung der Rechte mutwillig ist.

Verfahrenskostenhilfe  

Für ein anschließendes Gerichtsverfahren können 
Sie Verfahrenskostenhilfe beantragen. Die Ver- 
fahrenskostenhilfe umfasst die Gerichtskosten und 
die eigenen Anwaltskosten. Die Bestellung eines 
Rechtsbeistandes erfolgt in der Regel, wenn vor 
Gericht eine anwaltliche Vertretung vorgeschrieben 32



Neben diesem Beratungsangebot kann kostenpflich-
tige Literatur zum Thema über die Beratungsstelle 
bezogen werden (siehe Kapitel 8).

Wichtiges zum Schluss: 

●	 �Sollten Sie überlegen, sich zu trennen, so kön-
nen Sie bereits jetzt ein erstes Beratungsge-
spräch mit einer Rechtsanwältin /einem Rechts-
anwalt Ihrer Wahl führen und sich über ihren 
individuellen Fall informieren und beraten las-
sen. Zudem sollten Sie auch mit Ihrer Bank 
sprechen, sich ein eigenes Konto eröffnen und 
die Verfügungsbefugnis des anderen ändern.

4.6. Steuern

Bei Scheidung oder Trennung sind die steuerlichen 
Konsequenzen gleich. Aus Sicht des Finanzamtes 
besteht die Ehe nur noch im Kalenderjahr der Tren-
nung, danach werden die Partner von der Behörde 
steuerlich als Ledige behandelt.
Deshalb sind Ehepaare verpflichtet, ihre Gemeinde 
bzw. Stadt über ihre Trennung zu informieren.

Zieht ein Partner aus der gemeinsamen Wohnung 
aus und meldet sich woanders an, ist diese Informa-
tionspflicht automatisch erfüllt. Zusätzlich sind die 
Eheleute im Falle der Trennung verpflichtet, die 
Steuerklassen zeitnah im Jahr der Trennung beim 
Finanzamt ändern zu lassen. Mittels Vordruck 
erklären die Partner, seit wann sie dauernd getrennt 
lebend sind. Die elektronischen Lohnsteuerdaten 
werden dann durch das Finanzamt geändert. Berufs-
tätige Alleinstehende, die dauernd getrennt oder 
geschieden sind, werden dann nach der Steuer-
klasse I (ohne Kinder) oder der Steuerklasse II (mit 
Kindern), veranlagt.
 
Gehört mindestens ein Kind zum Haushalt und 
besteht für dieses Kind ein Anspruch auf Kinderfrei-
betrag (siehe Kapitel 4.8.6), so kann dieser Elternteil 
die günstigere Steuerklasse II in seiner elektro-
nischen Lohnsteuerkarte eintragen lassen.

Dieser sog. Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
ist bereits in die Lohnsteuertabelle eingearbeitet. 
Alleinerziehende mit Steuerklasse II erhalten die 
steuerliche Entlastung also schon während des lau-
fenden Kalenderjahres durch einen geringeren 
Lohnsteuerabzug von ihren Einkünften. Sobald 
jedoch eine volljährige Person mit ihrem Wohnsitz 
in der Wohnung des Steuerpflichtigen gemeldet ist 
und der Steuerpflichtige für diese Person keinen 
Anspruch auf Kindergeld oder Kinderfreibetrag hat, 
wird vom Gesetzgeber eine Haushaltsgemeinschaft 
vermutet, so dass der Entlastungsbetrag entfällt. 
D. h., auch die eigenen volljährigen Kinder können 
dazu führen, dass der Entlastungsbetrag nicht mehr 
zulässig ist und die elektronischen Lohnsteuerdaten 
durch den Steuerpflichtigen geändert werden müssen. 

Alleinerziehende erhalten grundsätzlich einen hal-
ben Kinderfreibetrag für jedes bei der Einkommen-
steuer-Veranlagung zu berücksichtigende Kind 
sowie einen Freibetrag für den Betreuungs- und 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf.

Auf Antrag eines Elternteils kann der dem anderen 
Elternteil zustehende Kinderfreibetrag auf ihn über-
tragen werden, wenn er, nicht jedoch der andere 
Elternteil, seiner Unterhaltspflicht gegenüber dem 
Kind für das Kalenderjahr im Wesentlichen nach-
kommt oder der andere Elternteil mangels Lei-
stungsfähigkeit nicht unterhaltspflichtig ist. Eine 
Übertragung scheidet aber für die Zeiträume aus, in 
denen Unterhaltsleistungen nach dem Unterhalts-
vorschussgesetz gezahlt werden.

Der Erziehungsfreibetrag kann bei minderjährigen 
Kindern auf Antrag voll dem einen Elternteil zuge-
rechnet werden, bei dem das Kind als einziges 
gemeldet ist. Diese Übertragung scheidet aus, wenn 
der andere Elternteil widerspricht, weil das Kind 
zwar nicht dort gemeldet ist, aber Kinderbetreuungs-
kosten getragen werden oder das Kind regelmäßig 
in nicht unwesentlichem Umfang betreut wird.

Beides kann mit der Steuererklärung auf der Anlage 
Kind beantragt werden.
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seine eigenen Schulden alleine und für die, die er mit 
dem anderen Ehegatten eingegangen ist. Er haftet 
also nicht für die alleinigen Schulden des anderen 
Ehegatten. 

In einer neuen Partnerschaft / Ehe kann wegen Alt-
schulden eines Partners nicht das Gehalt des Ehe-
manns / der Ehefrau gepfändet werden. Zu beachten 
ist allerdings, dass bei Eheleuten das gemeinsam 
angeschaffte Vermögen gepfändet werden kann.

Haben Sie einen Ehevertrag mit Gütertrennung, dann 
behalten Sie jeweils Ihre eigenen Wertgegenstände 
und Vermögen.

Allein Erziehende scheuen häufig davor zurück, 
Unterhaltsansprüche gegen den Partner durch das 
Gericht feststellen zu lassen und damit einen so 
genannten „Unterhaltstitel“ zu erwerben. Die gericht-
liche Feststellung eines Unterhaltsanspruches 
bedeutet, dass Sie diesen Anspruch unter Umstän-
den durch eine Gerichtsvollzieherin / einen Gerichts-
vollzieher vollstrecken lassen können. Sie sollten 
aber auch bedenken, dass der Unterhaltstitel 

●	 �Sie vor der Verjährung des Anspruchs insoweit 
schützt, als sie aus einem Titel dreißig Jahre lang 
vollstrecken können

●	 �und Ihnen die Möglichkeit gibt, eventuelle Unter-
haltsansprüche des Mannes aufzurechnen, wenn 
etwa dieser wegen Pflegebedürftigkeit selbst 
Unterhaltsansprüche bei der Frau oder den Kin-
dern geltend machen will, und eine Aufrech-
nungslage besteht.

Es empfiehlt sich daher bestehende Unterhaltsan-
sprüche zu verfolgen und sie titulieren zu lassen. So 
vermeiden sie auch Verjährungen.

Es gibt die gesetzliche Möglichkeit, sich von Schul-
den, die man aus eigener Kraft möglicherweise nie 
mehr würde zurückzahlen können, zu befreien. Es 
kann ein Insolvenzverfahren mit Restschuldbefreiung 
nach 6 Jahren beim Gericht beantragt werden. Wich-
tig ist, dass sie möglichst frühzeitig eine Beratungs-

stelle aufsuchen und keine neuen Schulden machen, 
d. h. auch, keine Ratenkäufe, kein Dispokredite! 
Empfehlenswert ist ebenfalls, kein gemeinsames 
Konto mit einem neuen Lebenspartner einzurichten, 
die Kontoauszüge sorgsam zu prüfen und sich um 
ihre finanziellen Angelegenheiten selber zu küm-
mern. 

Beratung erhalten Sie bei:

Der Paritätische 
Schuldner- und Insolvenzberatung
Schorenstr. 12, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 3 13 48

Schuldnerberatung der Caritas
Palaisstr. 27, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 99 29 83

AWO Schuldner- und Insolvenzberatung 
Anerkannte Verbraucherinsolvenzberatungsstelle
Kreisverband Lippe e. V.
Engelbert-Kämpfer-Str. 4, 32657 Lemgo
Telefon 0 52 61 / 6 60 72 70

Eine Checkliste, die Ihnen hilft, Fehler bei einer 
neuen Kreditaufnahme zu vermeiden, finden Sie in 
der Broschüre:

	 „Schulden abbauen – Schulden vermeiden"
 	� Hg.: Die Bundesregierung, Berlin

Um eine Verschuldung zu verhindern, sollten Sie sich 
einen Überblick über die Haushaltsfinanzen verschaf-
fen und sich auf die veränderte finanzielle Situation 
einstellen. Beratung zu Fragen der Haushaltsfi-
nanzen und der eigenen „Budgetplanungen” erhalten 
Sie bei der

Verbraucherzentrale NRW 
Beratungsstelle Detmold
Lemgoer Straße 5, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 2 35 15
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4.8.2 Babyerstausstattung 

Frauen, die ALG II beziehen, können vor der Geburt 
einen Antrag auf Babyerstausstattung (Kinderbett, 
Umstandskleidung, Kinderwagen usw.) stellen.  
Die Bewilligung der Zahlung kann pauschal ab der 
30. Schwangerschaftswoche und nur auf Antrag 
bewilligt und einmalig gewährt werden. 

Auskunft erteilt das
Jobcenter Lippe, Wittekindstr. 2, 32758 Detmold
Telefon 0 52 31 / 45 990

4.8.3 Bundesstiftung Mutter und Kind

Abhängig vom Einkommen oder einer besonderen 
Notlage können während der Schwangerschaft 
finanzielle Hilfen aus der Bundesstiftung beantragt 
werden. Allerdings besteht auf die Vergabe der 
Gelder kein Rechtsanspruch.

Wichtig ist, dass Sie sich frühzeitig (die Richtlinien 
zur Mittelvergabe sehen die vorrangig 20. Schwan-
gerschaftswoche als Zeitgrenze für Anträge vor) bei 
einer der nachfolgenden Beratungsstellen, die für 
die Vergabe der Mittel aus der Bundesstiftung 
zuständig sind, beraten lassen: 

Ev. Beratungszentrum der Lipp. Landeskirche
Lortzingstr. 6, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 9 92 80 

Sozialdienst kath. Frauen e.V. (SkF) 
Schwangerschaftsberatung 
Palaisstr. 27, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31/ 56 53 - 30 und 56 53 - 28

AWO Beratungsstelle für Schwangerschaft und 
Familienplanung 
Engelbert-Kämpfer-Str. 4, 32657 Lemgo
Telefon 0 52 61 / 660 727 0

Zuschüsse der Mutter-Kind-Stiftung dürfen nicht  
auf die ALG II-, Arbeitslosengeld-, Wohngeld- oder 
sonstige Sozialleistungen angerechnet werden. 

4.8.4 Elterngeld

Anspruch auf Elterngeld haben Sie, wenn Sie

●	 �mit Ihrem Kind in einem Haushalt leben,
●	 �Ihr Kind selbst betreuen und erziehen,
●	 �durchschnittlich nicht mehr als 30 Stunden / 

Woche erwerbstätig sind (Ausnahme: Sie befin-
den sich in Ihrer Berufsausbildung oder im Stu-
dium, diese können Sie auch in Vollzeit wahr-
nehmen),

●	 �einen Wohnsitz oder Ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in Deutschland haben.

Elterngeld gibt es grundsätzlich für Arbeitneh-
merinnen, Beamtinnen, selbständige und erwerbs-
lose Elternteile, Studierende, Schülerinnen und 
Auszubildende. Neben den leiblichen Eltern können 
Adoptiveltern, in Ausnahmefällen auch Verwandte 
bis dritten Grades Elterngeld erhalten. Auch nicht 
eheliche Väter, die nicht das Sorgerecht haben, 
jedoch mit ihrem Kind in einem Haushalt leben und 
es versorgen, können Elterngeld beantragen. 
Voraussetzung ist, dass die Mutter zustimmt.

Das Elterngeld ist eine Lohnersatzleistung. Die 
Höhe des Elterngeldes orientiert sich an der Höhe 
des monatlich verfügbaren Nettoeinkommens, 
welches der betreuende Elternteil vor der Geburt 
des Kindes hatte und welches nach der Geburt  
wegfällt.

In der Regel beträgt das Elterngeld 65 – 67 % des 
nach der Geburt Ihres Kindes wegfallenden monat-
lichen Erwerbseinkommens, bis max. 1800 €. Min-
destens beträgt das Elterngeld 300 €.

Wenn Ihr monatliches Erwerbseinkommen vor der 
Geburt unter 1000 € liegt, erhöht sich der Prozent-
satz Ihres Elterngeldes.
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Kinderbetreuungskosten können für Kinder, die das 
14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 
wegen einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres 
eingetretenen körperlichen, geistigen oder seelischen 
Behinderung außerstande sind, sich selbst zu unter-
halten, in Höhe von 2 / 3 der Aufwendungen, höch-
stens jedoch in Höhe von 4.000 € pro Kind bei Allein-
erziehenden wie auch Verheirateten gemäß  
§ 10 I Nr. 5  Einkommensteuergesetz als Sonderaus-
gaben steuerlich berücksichtigt werden.
 
Auf den Flyer des Finanzministeriums „Steuerliche 
Abzugsmöglichkeiten von Kinderbetreuungskosten“  
(Stand April 2011) wird verwiesen (www.fm.nrw.de).

4.7	Bankverbindung

Wenn Sie bislang kein eigenes Konto hatten, sollten 
Sie möglichst schnell eines einrichten. Die Banken 
haben zum Teil sehr unterschiedliche Konditionen 
und Preise für Leistungen. 

Es gibt auch Banken / Kreditinstitute, die keine Kon-
toführungsgebühren erheben!

Wenn Sie ein eigenes Konto haben und Ihr Partner 
eine Kontovollmacht hat, sollten Sie unverzüglich zur 
Bank gehen und die Vollmacht widerrufen, um vor 
bösen Überraschungen sicher zu sein. Umgekehrt 
gilt, dass der Partner, der Ihnen eine Kontovollmacht 
gegeben hat, ebenfalls die Vollmacht widerrufen kann 
und Sie ab diesem Zeitpunkt nicht mehr über das 
Konto verfügen können.

Wenn Sie mit Ihrem Partner ein gemeinsames Konto 
führen, sollten Sie sich möglichst schnell an Ihre 
Bank wenden und die Kontoverbindlichkeiten  
klären.

4.8	Finanzielle Hilfen und deren
	 Anlaufstellen

4.8.1 Mutterschaftsgeld 

Mutterschaftsgeld wird in den 6 Wochen vor der 
Geburt und 8 Wochen (12 Wochen bei Frühgeburten 
und Zwillingen) nach der Geburt gezahlt, also wäh-
rend der gesetzlichen Mutterschutzfristen. Eine ärzt-
liche Bescheinigung über den voraussichtlichen Tag 
der Entbindung ist bei der Antragsstellung vorzule-
gen. Später ist die Geburtsurkunde des Kindes nach-
zureichen.

Mutterschaftsgeld erhalten Sie, wenn Sie am Anfang 
der Schutzfrist

●	 �in der gesetzlichen Krankenversicherung versi-
chert sind und in einem Arbeitsverhältnis stehen,

●	 �Arbeitslosengeld I beziehen oder bei einer beruf-
lichen Weiterbildung nach dem SGB III gesetzlich 
krankenversichert sind.

●	 �ALG II Bezieherinnen haben keinen Anspruch!

Um Mutterschaftsgeld zu erhalten müssen Sie einen 
Antrag bei der Krankenkasse oder beim Bundesver-
sicherungsamt stellen.

●	 �Erwerbstätige Frauen müssen sich mit Ihrem 
Antrag an die zuständige Krankenkasse und den 
Arbeitgeber wenden. 

●	 �Arbeitslose Frauen, die ALG I beziehen stellen 
den Antrag bei Ihrer Krankenkasse

●	 �Für Frauen, die nicht selbst Mitglied der gesetz-
lichen Krankenkasse sind (d.h. privat- oder fami-
lienversichert), und die zu Beginn der Schutzfrist 
in einem Arbeitsverhältnis (hierzu gehört auch 
ein Minijob) stehen, ist das 

	� Bundesversicherungsamt 
Friedrich-Ebert-Allee 38 in 53113 Bonn 

 
	 zuständig. Antragsformulare können unter 
	� www.mutterschaftsgeld.de,  

mutterschaftsgeldstelle@bva.de  
oder schriftlich angefordert werden.
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4.8.5 Die Elternzeit 

Einen Anspruch auf Elternzeit haben Mütter oder 
Väter, die in einem Arbeitsverhältnis stehen. Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer können Elternzeit 
geltend machen zur Betreuung

●	 �eines Kindes, für das ihnen die Personensorge 
zusteht,

●	 �eines Kindes des unverheirateten Vaters, der 
nicht sorgeberechtigt ist (nur mit Zustimmung 
der sorgeberechtigten Mutter),

●	 �eines Kindes des Ehe- oder Lebenspartners,
●	 �eines Kindes, das sie mit dem Ziel der Annahme 

in Obhut genommen haben,
●	 �eines Enkelkindes.

Voraussetzung für den Anspruch auf Elternzeit ist:

●	 �das Kind lebt zusammen mit Ihnen im selben 
Haushalt,

●	 �das Kind wird von Ihnen überwiegend selbst 
betreut und erzogen,

●	 �Sie arbeiten während der Elternzeit durchschnitt-
lich nicht mehr als 30 Wochenstunden.

Die Elternzeit kann sowohl zwischen den Elterntei-
len als auch zeitlich aufgeteilt werden. Sie ist jedoch 
auf bis zu drei Jahren für jedes Kind begrenzt. Mit 
Zustimmung des Arbeitgebers lässt sich die Eltern-
zeit von bis zu einem Jahr auf einen Zeitraum zwi-
schen dem dritten und dem achten Geburtstag des 
Kindes übertragen. Sie haben ein Recht auf Teilzeit-
beschäftigung in der Elternzeit, sofern die Voraus-
setzungen nach § 15 Abs. 7 BEEG vorliegen.

Auch als allein Erziehende haben Sie selbstver-
ständlich ein Recht auf Elternzeit. Für viele allein 
Erziehende stellt sich die Frage, wie finanziere ich 
das alles. Denn mit dem Ende der Mutterschutzfrist 
endet auch Ihr Bezug von Mutterschaftsgeld. Dann 
gilt für Sie wie für alle, die über keine Einnahmen 
verfügen, dass Sie grundsätzlich Anspruch auf ALG II 
bzw. Sozialhilfe haben.

Wichtig ist, dass Sie möglichst schnell einen Antrag 
bei dem Jobcenter stellen. ALG II wird nämlich nicht 
rückwirkend gewährt!

Grundsätzlich gilt jedoch, dass der Vater des Kindes 
– auch wenn Sie nicht verheiratet sind und auch 
nicht mit ihm zusammenleben – Ihnen gegenüber 
unterhaltspflichtig ist – von 4 Monaten vor bis zu drei 
Jahren nach der Geburt des Kindes. Das Jobcenter 
wird sein Einkommen überprüfen. Je nach der Höhe 
seines Einkommens wird es Unterhaltszahlungen 
einfordern. Umfassendere Informationen finden Sie 
in der Broschüre

	 „Allein erziehend – Tipps und Information“
	� Hg.: Verband allein erziehender Väter und  

Mütter (VAMV)

Nähere Auskünfte und Beratung erteilt

Kreis Lippe – Elterngeldstelle 
Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 62 - 7 75 00

FAIR – Frau und Arbeit in der Region
Bad Meinberger Str. 1 (Gilde), 32760 Detmold
Telefon 0 52 31 / 954 - 210 und - 215

Folgende Aspekte sollten Sie noch bedenken: Für die 
Betreuung eines Kindes werden drei Jahre Kinderer-
ziehungszeit in der gesetzlichen Rentenversicherung 
berücksichtigt. Dies gilt für jedes Kind, das ab dem 
01.01.1992 geboren wurde. Der Wert der durch Kin-
dererziehung begründeten Rentenanwartschaften 
entspricht in seiner Höhe den Anwartschaften, die 
auch für eine durchschnittlich entlohnte Erwerbstä-
tigkeit gutgeschrieben werden. Die Kindererzie-
hungszeiten wirken sich somit rentenbegründend 
und rentensteigernd aus. Die Ausübung einer Teil-
zeittätigkeit während der Elternzeit bewirkt – bis zum 
Erreichen der Beitragsbemessungsgrenze – eine 
zusätzliche Steigerung der Rentenansprüche.

Nähere Informationen hierzu können Ihnen die 
zuständigen Rentenversicherungsträger geben.
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Das Elterngeld beträgt auch für nichterwerbstätige 
Elternteile mindestens 300 € monatlich. Leben ältere 
Geschwisterkinder im Haushalt kann sich der nach 
den allgemeinen Regeln zustehende Elterngeldan-
spruch erhöhen.

Alle Eltern, die ihr Kind selbst betreuen und des-
wegen nach der Geburt nicht mehr als 30 Wochen-
stunden erwerbstätig sind, erhalten mindestens 
Elterngeld in Höhe des Sockelbetrages von monat-
lich 300 €.

Beim ALG II, bei Sozialhilfe und Kinderzuschlag wird 
das Elterngeld grundsätzlich vollständig als Einkom-
men angerechnet. Wenn Elterngeldberechtigte vor 
der Geburt des Kindes Erwerbseinkommen erzielt 
haben, kann sich jedoch ein Freibetrag bis zu 300 € 
monatlich errechnen. Elterngeld kann dann zusätz-
lich zu Sozialleistungen bezogen werden.

Bei Mehrlingsgeburten erhalten Eltern für jeden 
Mehrling Elterngeld. Für jeden Mehrling ist somit ein 
gesonderter Antrag zu stellen.

Ein Elternteil kann höchstens für 12 Monate Eltern-
geld beantragen – in der Regel das volle Elterngeld 
bis zum 12. Lebensmonat des Kindes bzw. bei Auf-
teilung des Elterngeldbezuges max. bis zum 14. Le-
bensmonat des Kindes. Zu den Bezugsmonaten für 
Elterngeld gilt automatisch die Mutterschutzzeit nach 
der Geburt für die Mutter und wird mit dem Elterngeld 
verrechnet. Anspruch auf zwei weitere Monats-
beträge haben

●	 �Elternpaare, wenn beide Elternteile mindestens 
zwei Monate Elterngeld beantragen oder

●	 �Alleinerziehende mit alleinigem Sorgerecht bzw. 
zumindest mit dem Aufenthaltsbestimmungs-
recht, wenn für diese Zeit Erwerbseinkommen 
wegfällt.

Es ist auch möglich, die Auszahlung des Elterngeldes 
auf 24 bzw. 28 Monate zu strecken. In diesem Fall 
wird die Gesamtsumme des in der Elternzeit erzielten 
Elterngeldes gleichmäßig auf 24 bzw. 28 Monate 
verteilt. 
Das Elterngeld muss schriftlich beantragt werden. 
Jeder Elternteil kann für sich einmal einen Antrag auf 
Elterngeld stellen. Der Antrag muss nicht sofort nach 
der Geburt gestellt werden. Allerdings wird rückwir-
kend nur für die letzten drei Monate vor Beginn des 
Monats, in dem der Antrag auf Elterngeld eingegan-
gen ist, Elterngeld gezahlt.

Den schriftlichen Antrag richten Sie an 

Kreis Lippe – Elterngeldstelle
Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold
Tel. 0 52 31 / 62 - 7 75 00

Es besteht für Sie die Möglichkeit, in einem Online-
Rechner das Elterngeld zu errechnen: 
www.bmfsfj.de – Elterngeldrechner –.

Informationsblätter zum Elterngeld, die Sie in der 
Bürgerberatung oder dem Jugendamt der Stadt Det-
mold erhalten, geben detaillierter Auskunft zu den 
Einkommensgrenzen.

	 „Elterngeld und Elternzeit“
	� Hg.: Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend
 
	 „Unter anderen Umständen“
	� Hg.: pro familia Lippe & Gleichstellungsstelle der 

Stadt Detmold

Anträge erhalten Sie beim Kreis, bei Ihrer gesetz-
lichen Krankenversicherung oder in der Bürgerbera-
tung der Stadt Detmold.
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Der Kinderzuschlag beträgt maximal 140 € je Kind 
und wird längstens bis zur Vollendung des 25. Le-
bensjahres des Kindes gezahlt. Er wird zusätzlich 
an Eltern gezahlt, die zwar mit ihren Einkünften 
ihren eigenen Unterhalt bestreiten können, nicht 
aber den ihrer Kinder. Sie wären ohne Kinderzu-
schlag auf ALG II angewiesen. Der Kinderzuschlag 
muss bei der Familienkasse bei der Agentur für 
Arbeit beantragt werden und wird zusammen mit 
dem Kindergeld ausgezahlt. Weitere Details zum 
Kinderzuschlag finden Sie in der Online-Broschüre 

„Merkblatt A bis Z zum Kinderzuschlag“ 
Hg.: Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend – www.bmfsfj.de . 

Hier finden Sie auch einen Kinderzuschlagrechner, 
der Ihnen darüber Auskunft gibt, ob für Sie ein 
Anspruch auf Kinderzuschlag in Betracht kommt. 
Wer für ein Kind Kindergeld bekommt, dem steht 
grundsätzlich auch ein Kinderfreibetrag zu. Aller-
dings gibt es nicht beides gleichzeitig. Man erhält 
entweder Kindergeld oder einen Kinderfreibetrag. 
Das Finanzamt rechnet nach der Steuererklärung 
aus, ob die Steuerpflichtigen sich besser mit dem 
Kindergeld oder dem Steuerfreibetrag stellen.  
Ab einem bestimmten Einkommen wird vom Finanz-
amt dann an die Stelle des Kindesgeldes der Kin-
derfreibetrag eingesetzt. Dies ist insbesondere bei 
hohen Einkünften der Fall. Der Kinderfreibetrag 
beträgt 4.368 €. Für getrennt lebende oder geschie-
dene Eltern je 2.184 € plus der Freibetrag für 
Betreuungs-, Erziehungs-. oder Ausbildungsbedarf 
je 1.320 €, also 3.504 € (s. 4.6 Steuern).

Allein Erziehende finden ausführlichere Informati-
onen in der Broschüre

	 „Allein erziehend – Tipps und Informationen“
	� Hg.: Verband allein erziehender Mütter und 

Väter

4.8.7 Wohngeld

Wohngeld hilft Haushalten mit geringerem Einkom-
men, die Wohnkosten zu tragen. Es wird bei Mieter-
innen als Mietzuschuss oder bei Eigentümerinnen 
als Lastenzuschuss gewährt. Ob und in welcher 
Höhe ein Anspruch besteht, ist abhängig vom Fami-
lieneinkommen, der Zahl der Familienmitglieder 
und der Höhe der zuschussfähigen Miete oder Bela-
stung. Wohngeld wird unabhängig vom Einkommen 
des unterhaltspflichtigen Vaters des Kindes / der 
Kinder oder des Ehemannes gezahlt, sofern er nicht 
dort wohnt. Wohngeld wird grundsätzlich nicht an 
ALG II-Bezieherinnen gezahlt. In diesen Fällen wird 
die Miete vom Jobcenter in angemessener Höhe mit 
dem ALG II an die Bezieherinnen bzw. auf Antrag 
auch direkt an die Vermieter ausgezahlt. 

Zum anrechenbaren Familieneinkommen gehören 
u.a. Löhne, Arbeitslosengeld, Unterhaltszahlungen 
usw. abzüglich bestimmter abziehbarer Beträge. 
Elterngeld, das den Freibetrag von 300 € übersteigt 
wird als Einkommen berücksichtigt. Kindergeld wird 
nicht angerechnet.
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Elternzeit und Krankenversicherung

Sind Sie in einer gesetzlichen Krankenkasse pflicht-
versichert, so besteht die Pflichtmitgliedschaft fort, 
solange Sie Elterngeld beziehen bzw. Elternzeit in 
Anspruch nehmen. Pflichtmitglieder, die außer dem 
Elterngeld keine weiteren Einkünfte beziehen, sind 
für die Dauer der Elternzeit beitragsfrei versichert. 
Für versicherungspflichtige Studentinnen besteht die 
Beitragspflicht fort, wenn sie immatrikuliert bleiben. 
Auch wenn Sie in einer privaten Krankenversiche-
rung Mitglied sind, kann es günstiger für Sie sein, 
wenn sie das Elterngeld auf 2 Jahre verteilen. Bevor 
sie Elternzeit beantragen sollten Sie sich in jedem 
Fall von Ihrer Krankenkasse beraten lassen.

4.8.6 Kindergeld / Kinderzuschlag

Kindergeld erhalten Sie, wenn Sie in Deutschland 
einen Wohnsitz oder den gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. Als Ausländerin können Sie Kindergeld 
bekommen, wenn Sie eine Niederlassungserlaubnis 
oder eine bestimmte Aufenthaltserlaubnis besitzen. 
Kindergeld wird nur für Kinder gezahlt, die in 
Deutschland einen Wohnsitz haben oder sich ge-
wöhnlich hier aufhalten. Bis zum 18. Geburtstag des 
Kindes gibt es Kindergeld unabhängig von etwaigen 
Einkünften des Kindes (z. B. durch Ausbildung).

Für ein über 18 Jahre altes Kind kann bis zur Vollen-
dung des 25. Lebensjahres Kindergeld unter 
bestimmten Voraussetzungen gezahlt werden. Es 
wird monatlich ausgezahlt. Für 2013 gelten folgende 
Kindergeldsätze:

●	 1.  Kind		      184 €
●	 2.  Kind	                       184 €
●	 3.  Kind		      190 €
●	 ab dem 4. Kind                          215 €

Das Kindergeld wird bei einem Bezug von ALG II in 
voller Höhe als Einkommen Ihres Kindes angerech-
net. Für ein und dasselbe Kind kann immer nur eine 
Person Kindergeld erhalten. Die Auszahlung erfolgt 
bei dem Elternteil, bei dem das Kind lebt. 

Für Kinder von 18 und bis 25 Jahre wird Kindergeld 
gewährt, wenn 

●	 �sie weiter zur Schule gehen,
●	 �sie sich in der Ausbildung befinden. 

Der Unterhaltsverpflichtete darf allerdings bei Min-
derjährigen die Hälfte des Kindesgeldes unter 
bestimmten Umständen auf den zu zahlenden Unter-
halt anrechnen.

Anträge auf bzw. Änderungen des Kindergeldes müs-
sen Sie bei der 

Familienkasse Nordrhein-Westfalen Ost
Braunenbrucher Weg 18, 32758 Detmold
Servicetelefon 0800 / 4 55 55 30           
Zahlungstermine 0800 / 4 55 55 33
Telefax 0 52 31 / 9 10 07 10
Familienkasse-Nordrhein-Westfalen-Ost.F15@
arbeitsagentur.de
 
stellen, von hier aus erfolgt auch die Auszahlung. 
Weitere Informationen finden Sie im

„Merkblatt Kindergeld“
Hg.: Bundeszentralamt für Steuern und der Bundes-
agentur für Arbeit

Der Kinderzuschlag ist ein ergänzender finanzieller 
Zuschuss für Familien mit geringem Einkommen. 
Kinderzuschlag erhalten Eltern nicht, wenn Sie  
ALG II beziehen. Um den Kinderzuschlag beziehen 
zu können, müssen 

●	 �Sie für dieses Kind / diese Kinder Kindergeld 
beziehen,

●	 �Sie über ein bestimmtes Mindesteinkommen ver-
fügen

●	 �und dürfen Sie ein bestimmtes Höchsteinkom-
men nicht überschreiten.40



Nach Abzug des für ein erstes Kind zu zahlenden 
Kindergeldes beträgt der Unterhaltsvorschuss seit 
dem 01.01.2010

●	 �für Kinder von 0 - 5 Jahren 133 € monatlich,
●	 �für Kinder von 6 - 11 Jahren 180 € monatlich.

Der Unterhaltsvorschuss vom Jugendamt wird läng-
stens für 72 Monate (6 Jahre) gewährt!! Er entfällt, 
wenn sich die Kindesmutter wiederverheiratet. Dann 
muss also der neue Ehemann u. U. für das Kind aus 
der geschiedenen Ehe der Frau aufkommen, sofern 
der Kindesvater nicht leistungsfähig ist.

Die Leistungen nach dem (UVG) müssen schriftlich 
beantragt werden. Mündliche Anträge (z.B. Telefo-
nate) reichen nicht aus. Der Antrag ist von der / dem 
allein Erziehenden oder dem gesetzlichen Vertreter 
des Kindes zu stellen. Unterhaltsvorschusslei-
stungen werden monatlich im Voraus gezahlt. Die 
Leistungen können rückwirkend für einen Kalender-
monat vor dem Monat der Antragstellung gezahlt 
werden, soweit die Voraussetzungen in dieser Zeit 
bereits erfüllt waren und es nicht an zumutbaren 
Bemühungen gefehlt hat, den unterhaltpflichtigen 
Elternteil zur Unterhaltszahlung zu veranlassen. 

4.8.10 Arbeitslosengeld II (ALG II)

Die Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem 
Sozialgesetzbuch II (SGB II), Arbeitslosengeld II 
bzw. im Sprachgebrauch „Hartz IV“ wurde zum 
01.01.2005 eingeführt. 

Im Kreis Lippe ist das Jobcenter Lippe Ihr Ansprech-
partner in Angelegenheiten des Arbeitslosengeldes II.

Jobcenter Lippe
Wittekindstr. 2, 32758 Detmold
Telefon 0 52 31 / 45 990

ALG II können Sie beantragen, wenn Sie
●	 �das 15. Lebensjahr vollendet und die Regelal-

tersgrenze (§ 7a SGB II) noch nicht erreicht 
haben

●	 �erwerbsfähig sind (d.h. dass Sie gesundheitlich 
in der Lage sind, einer Arbeit täglich 3 Stunden 
nachzugehen)

●	 hilfebedürftig sind und
●	 �ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundes-

republik Deutschland haben.

Als erwerbsfähig gelten Sie, sofern Sie unter den 
üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits-
marktes mindestens 3 Stunden täglich einer Be-
schäftigung nachgehen können und nicht wegen 
Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit 
daran gehindert sind. Sie gelten auch dann als 
erwerbsfähig, wenn Ihnen eine Erwerbstätigkeit 
vorübergehend nicht zugemutet werden kann, zum 
Beispiel wegen der Erziehung eines Kindes unter  
3 Jahren oder der Pflege eines Angehörigen. 

Als hilfebedürftig und leistungsberechtigt gelten Sie, 
wenn Sie und die mit Ihnen in Bedarfsgemeinschaft 
lebenden Personen nicht über ausreichendes Ein-
kommen und / oder Vermögen verfügen, um Ihren 
Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln sicher zu stel-
len. Vorrangige Ansprüche auf andere Sozialleistun-
gen, die Ihren Anspruch auf ALG II oder Sozialgeld 
vermeiden oder vermindern, sind geltend zu machen. 

!	� Bedarfsgemeinschaft: Eine Bedarfsgemein-
schaft besteht, wenn Sie mit anderen Personen 
in einem gemeinsamen Haushalt leben, beson-
dere persönliche oder verwandtschaftliche 
Beziehungen zueinander pflegen, sich in wirt-
schaftlichen Notlagen gegenseitig unterstützen 
und ihren Lebensunterhalt gemeinsam decken

Dies bedeutet, dass ALG II nur gewährt wird, wenn 
●	 �keine Unterstützung von andere Sozialleistun-

gsträgern und/oder 
●	 �keine finanzielle Unterstützung von Verwandten 

gewährt wird
●	 �kein (ausreichendes) Einkommen oder Vermö-

gen zur Verfügung steht.43

Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
werden in der Regel wie Familienmitglieder behan-
delt, weil die gesetzliche Vermutung besteht, dass sie 
zusammen wirtschaften. Der Wohngeldanspruch für 
nichteheliche Lebensgemeinschaften richtet sich 
nach den individuellen Verhältnissen des Einzel-
falles.

Die Miete oder Belastung ist nur bis zu bestimmten 
Höchstgrenzen zuschussfähig. Eine Miete über den 
Höchstgrenzen schließt zwar Wohngeld nicht aus, 
jedoch kann die Miete dann bei geringem Einkom-
men trotz Wohngeld nicht mehr bezahlbar sein.

Ob ein Wohngeldanspruch besteht und eine Antrag-
stellung möglich ist, erfahren Sie beim 

Fachbereich Jugend, Soziales, Schule und Sport
der Stadt Detmold – Wohngeldstelle –
Grabenstr. 1, 32756 Detmold 
Telefon 0 52 31 / 977 - 6 06, - 6 07, - 6 05

Ein Wohngeldbescheid wird nach jedem Erstantrag, 
Wiederholungsantrag, Erhöhungsantrag und bei 
wesentlichen Änderungen der Einkommensverhält-
nisse erteilt. Einen Wiederholungsantrag sollten Sie 
etwa zwei Monate vor Ablauf des alten Bescheides 
stellen, damit die laufende Zahlung nicht unterbro-
chen wird. 

Bei einem zu niedrigen Einkommen haben Sie die 
Möglichkeit, Leistungen des Arbeitslosengeldes II / 
Sozialgeldes oder Leistungen der Grundsicherung im 
Alter zu beantragen.

Wie bei anderen Bescheiden von Behörden können 
Sie auch gegen den Wohngeldbescheid, wenn Sie 
ihn für falsch halten, schriftlich Klage erheben.
Die Einkommensgrenzen und Berechnungen für das 
Wohngeld lassen sich aus den Wohngeldtabellen 
unter www.bmvbs.de ermitteln oder im Wohngeldpro-
berechner unter www.mbv.nrw.de.

Zum Thema Wohngeld und Kinderzuschlag gibt es 
auch einen Flyer:

	� „Spürbare Hilfe für Geringverdiener" 
	� Hg.: Presse- und Informationsamt der Bundesre-

gierung 

4.8.8 Wohnberechtigungsbescheinigung

Auf die Möglichkeit, eine Wohnberechtigungsbe-
scheinigung zu beantragen, wurde bereits in Kapitel 
3.2 eingegangen. 

4.8.9 Unterhaltsvorschussleistungen

Wenn der unterhaltspflichtige Elternteil keinen Kin-
desunterhalt zahlt, können Sie beim zuständigen 
Jugendamt für Kinder bis zur Vollendung des zwölf-
ten Lebensjahres einen Unterhaltsvorschuss bean-
tragen (Rechtsgrundlage: Unterhaltsvorschussgesetz 
– (UVG).

Anspruch auf Unterhaltsvorschuss hat, wer

●	 �in Deutschland seinen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt hat 

●	 bei einem allein erziehenden Elternteil lebt, 
●	 �nicht, nicht regelmäßig oder zu geringen Unter-

halt vom anderen Elternteil bzw. Waisenbezüge 
erhält oder dessen Ehegatte für voraussichtlich 
wenigstens 6 Monate in einer Anstalt unterge-
bracht ist,

●	 �ausländische Kinder haben diesen Anspruch nur, 
wenn sie oder der Elternteil, mit dem sie zusam-
menleben eine Niederlassungserlaubnis besit-
zen. Unter bestimmten Voraussetzungen reicht 
auch eine Aufenthaltserlaubnis.

Eine weitere Voraussetzung ist das Vaterschaftsan-
erkenntnis (Ausnahme: Sie wissen nicht, wer der 
Vater Ihres Kindes ist und er kann auch nicht ermittelt 
werden).
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4.8.11 Mehrbedarfe

In bestimmten Lebenssituationen, z.B. wenn Sie 
schwanger sind und/oder alleinerziehend, wird ein 
zusätzlicher Bedarf anerkannt. Sie erhalten dann 
einen Mehrbedarf, der sich an der Höhe Ihres 
Regelbedarfs orientiert. 

Mehrbedarfe erhalten
●	 �Schwangere ab der 13. Schwangerschaftswo-

che in Höhe von 17 % des Regelbedarfs Allein-
erziehende mit einem Kind unter sieben Jahren 
oder zwei bis drei Kindern unter 16 Jahren in 
Höhe von 36 % des Regelbedarfs oder jeweils 
12 % für jedes Kind, zusammen jedoch höch-
stens 60 % des Regelbedarfs

●	 �Erwerbsfähige behinderte Leistungsberechtigte, 
die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach § 33 SGB IX  oder Eingliederungshilfen 
nach § 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 – 3 SGB XII in Höhe 
von 35 %

●	 �Leistungsberechtigte, die nachweislich aus 
medizinischen Gründen eine kostenaufwändige 
Ernährung benötigen in angemessener Höhe

●	 �Leistungsberechtigte für die Aufbereitung von 
Warmwasser, sofern dieses durch in der Unter-
kunft installierte Vorrichtungen erzeugt wird (z.B. 
Durchlauferhitzer) in Höhe von 0,8 % bis 2,3 % 
des maßgebenden Regelbedarfs. 

Die Summe des insgesamt anerkannten Mehrbe-
darfs nach den Absätzen 2 bis 5 darf nicht höher 
sein als der maßgebliche Regelbedarf für Erwach-
sene. 

Besonderheit:
Auch wenn Sie als Schülerin, Auszubildende oder 
Studentin keinen Anspruch auf ALG II haben, haben 
Sie unter Umständen dennoch einen Anspruch auf 
Mehrbedarf für Schwangere, bzw. Alleinerzie-
hende.

Bedarfe für Unterkunft und Heizung

Die Bedarfe für Unterkunft und Heizung setzen sich 
zusammen aus der Kaltmiete (oder bei Eigenheim 
Schuldzinsen), den Nebenkosten und den Heizkosten. 
Kosten für Strom sind bereits im Regelbedarf enthal-
ten, so dass diese bei den Bedarfen für Unterkunft und 
Heizung nicht berücksichtigt werden. Entstandene 
Nachzahlungen aus der Jahresendabrechnung sind 
daher selbst zu begleichen. Achten Sie deshalb auf 
einen sparsamen Verbrauch von Energie!

Im Rahmen der ALG II-Bedarfsberechnung werden 
Ihre Bedarfe für Unterkunft und Heizung in tatsäch-
licher Höhe berücksichtigt, sofern die Kosten als 
angemessen anerkannt werden. Ob die Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung angemessen sind  richtet 
sich nach
●	 �den individuellen Verhältnissen des Einzelfalles 

(z. B. Anzahl und Alter der Familienange-
hörigen)

●	 der Wohnungsgröße
●	 �dem örtlichen Mietspiegel bzw. dem Bundes-

heizkostenspiegel. 

Die Richtwerte der aktuellen anzuerkennenden  
Fläche im Bereich der Stadt Detmold liegen für

Alleinstehende 		  bei 50 m² und für

jede weitere Person		  bei + 15 m².

Da die für die Wohnfläche als angemessen aner-
kannte Kaltmiete von Kommune zu Kommune unter-
schiedlich hoch ist, sollten Sie vor Anmietung einer 
neuen Wohnung auf jeden Fall ein Mietangebot bei 
dem Jobcenter Lippe vorlegen und sich ggfls. eine 
Bescheinigung über die berücksichtigungsfähigen 
Kosten ausstellen lassen, um Nachteile zu vermei-
den. Ist der Umzug sozialrechtlich erforderlich und 
notwendig, können ggfls. die Umzugskosten sowie 
die Mietkaution (darlehensweise) übernommen wer-
den. Auch hier ist es wichtig, dass Sie vor Abschluss 
des Mietvertrages mit Ihrer / Ihrem Sachbearbeiter/
in bei dem Jobcenter Ihres alten und Ihres neuen 
Wohnortes Rücksprache halten und diese Leis-
tungen beantragen. Siehe Kapitel 3.2.45

	� „Arbeitslosengeld II für Erwerbslose und Er-
werbstätige" Hg.: Paritätischer Wohlfahrtsver-
band und Aktion Grundgesetz.

Eine sehr umfangreiche, ebenfalls kostenpflichtige 
Broschüre, ist über den Verein Widerspruch e.V. zu 
beziehen.

	� „Wie sichere ich meinen Lebensunterhalt?"
	 Arbeitslosengeld II; Sozialhilfe; Grundsicherung 
	� Hg.: Verein Widerspruch e.V.

Es werden also nicht nur Ihr eigenes Einkommen und 
Ihr eigener Bedarf geprüft, sondern immer das Ein-
kommen und Vermögen sowie der Bedarf der mit 
Ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Per-
sonen. 

Wer gehört zur Bedarfsgemeinschaft?

Eine Bedarfsgemeinschaft besteht aus mindestens 
einer erwerbsfähigen, hilfebedürftigen und leistungs-
berechtigten Person. 
Zur Bedarfsgemeinschaft gehören weiter:
●	 die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
●	 �die im Haushalt lebenden Eltern oder im Haushalt 

lebende Elternteil eines unverheirateten erwerbs-
fähigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat und der im Haushalt 
lebende Partner dieses Elternteils,

●	 �als Partner der erwerbsfähigen Leistungsberech-
tigten 

	 1. der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte
	� 2. der nicht dauernd getrennt lebende Lebens-

partner
	� 3. eine Person, die mit dem erwerbsfähigen Leis-

tungsberechtigten in einer Verantwortungs- und 
Einstehensgemeinschaft zusammen lebt

●	 �die dem Haushalt angehörenden minderjährigen 
unverheirateten Kinder der oben genannten Per-
sonen, wenn diese das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, soweit sie die Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhaltes nicht aus eige-
nem Einkommen oder Vermögen beschaffen 
können. 

Ihr Bedarf umfasst
●	 �Ihren Regelbedarf und die Regelbedarfe bzw. 

Sozialgelder  der Personen der Bedarfsgemein-
schaft

●	 eventuell einen Mehrbedarf
●	 �die Bedarfe für Unterkunft und Heizung (außer 

Strom), sofern diese als angemessen gelten,
●	 �eventuell zusätzliche einmalige Sonderleistungen 

in bestimmten Lebenssituationen
●	 �eventuell einen Zuschuss zu den ungedeckten 

Beiträgen zur freiwilligen oder privaten Kranken- 
und Pflegeversicherung

Die Regelbedarfe decken laufende und einmalige 
Bedarfe pauschal ab. Sie umfassen den Bedarf für 
Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Haus-
haltsenergie und die für die Bedürfnisse des täglichen 
Lebens sowie in vertretbaren Umfang auch für Bezie-
hungen zur Umwelt und die Teilnahme am kulturellen 
Leben.

Die Höhe der Regelbedarfe ist unterschiedlich und 
richtet sich nach dem Alter der einzelnen Mitglieder 
der Bedarfsgemeinschaft sowie nach dem Familien-
stand. 

Zurzeit gelten folgende Regelbedarfe/Sozialgeld 
(Stand: 01.01.2014 - §§ 20 und 23 SGB II):
●	 �Alleinstehende und Alleinerziehende
                                                     - 391 € bzw. 306 € 
	 (Volljährige mit minderjährigen Partnerinnen) 
●	 �Eheleute/Partner ab Vollendung des 18. Lebens-

jahres			                   - 353 €
●	 �Alleinstehende zwischen 18 und 24 Jahren 	

(auch bei Umzug ohne vorherige Zusicherung) 
			                   - 313 €

●	 Kinder zwischen 14 und 17 Jahren       - 296 €
●	 Kinder zwischen 6 und 13 Jahren          - 261 €
●	 Kinder zwischen 0 und 5 Jahren           - 229 €

Asylbewerberinnen können nur Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz beantragen. 
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4.8.12 Darlehen

Wenn das Geld hinten und vorne nicht reicht, z.B. 
wenn Ihr Kühlschrank kaputt gegangen ist und Sie 
dringend einen neuen Kühlschrank benötigen, kön-
nen Sie unter Umständen ein Darlehen erhalten. 
Das Darlehen ist monatlich mit mindestens 10 % 
des maßgebenden Regelbedarfs zurück zu zahlen 
und wird in der Regel direkt von den Leistungen 
einbehalten. Ein Darlehen kann, muss aber nicht 
gewährt werden. 

4.8.13 Anrechnung von Einkommen

Wie bereits weiter oben ausgeführt, wird bei der 
Berechnung Ihres Bedarfs jedes Einkommen der mit 
Ihnen in Ihrer Bedarfsgemeinschaft lebenden Per-
sonen mit berücksichtigt; also nicht nur Ihr eigenes 
– falls Sie ein Einkommen haben – sondern, wenn 
Sie mit Ihrem Partner zusammenleben und er ein 
Einkommen hat, auch dessen Einkommen. 

Bestimmte Beträge werden vom Einkommen abge-
zogen, z.B.:
●	 �die auf das Einkommen entrichteten Steuern 
●	 �die Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Sozialversi-

cherung
●	 �gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen wie 

z.B. die KFZ-Haftpflichtversicherung
●	 �angemessene private Versicherungen (bei Voll-

jährigen werden pauschal 30 € monatlich abge-
setzt)

●	 �die nach dem Einkommensteuergesetz geför-
derten Beiträge zur Altersvorsorge

●	 �der notwendige Aufwand zur Erzielung von Ein-
kommen (Werbungskosten)

●	 �Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unter-
haltsverpflichtungen

●	 �Ein Freibetrag bei Erwerbstätigkeit der sich nach 
der Höhe des Bruttoeinkommens richtet

	 - �Grundfreibetrag in Höhe von 100 €
	� - �weiterer Freibetrag in Höhe von 20 % für den 

Teil des monatlichen Einkommens, der zwi-
schen 100 und 1.000 € liegt

	 - �weiterer Freibetrag in Höhe von 10 % für den 
Teil des monatlichen Einkommens, der zwi-
schen 1.000 € und 1.200 € liegt (bzw. sofern 
ein minderjähriges Kind in der Bedarfsgemein-
schaft lebt, zwischen 1.000 € und 1.500 €)

Kindergeld wird als Einkommen Ihres Kindes an- 
gerechnet. 

Elterngeld wird ebenfalls in voller Höhe bedarfsmin-
dernd angerechnet. Ebenso der Geschwister- als 
auch der Mehrlingsbonus.

Ausnahme: Für Eltern deren Elterngeld sich nach 
dem Durchschnittsentgelt der letzten 12 Monate 
bemisst, bleibt der hieraus resultierende Sockelbe-
trag, höchstens jedoch 300 € anrechnungsfrei. 

Betreuungsgeld wird, ebenso wie das Elterngeld, in 
voller Höhe angerechnet. 

Erstattungen der Einkommensteuer werden eben-
falls angerechnet.

Wenn Sie selbst mit Ihren Eltern oder einem Eltern-
teil in einem Haushalt leben, gehören Sie nicht mehr 
zur deren Bedarfsgemeinschaft wenn Sie
●	 �das 25. Lebensjahr vollendet haben
●	 �verheiratet sind
●	 �Ihren Lebensunterhalt aus eigenem Einkommen 

und Vermögen bestreiten können
●	 �mit Ihrem Partner im Haushalt der Eltern leben
●	 �mit Ihrem Partner und Ihrem gemeinsamen Kind 

oder dem Kind des Partners im Haushalt der 
Eltern leben oder

●	 �mit Ihrem Kind im Haushalt Ihrer Eltern leben.
In diesen Fällen bilden Sie und Ihre Eltern lediglich 
eine Haushaltsgemeinschaft. 
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Einmalige Leistungen

In bestimmten Ausnahmesituationen (geregelt in  
§ 24 Abs. 3 SGB II) können zusätzliche einmalige 
Hilfen gewährt werden für
●	 �die Erstausstattung einer Wohnung einschließlich 

Haushaltsgeräten (keine Pauschalen mehr)
●	 �Erstausstattungen für Bekleidung und Erstaus-

stattung bei Schwangerschaft und Geburt eines 
Kindes sowie

●	 �Anschaffung und Reparaturen von orthopä-
dischen Schuhen, therapeutischen Geräten 
sowie die Miete von therapeutischen Geräten.

Die Höhe dieser Leistungen ist gesetzlich nicht fest-
gelegt. Für den Kreis Lippe gelten folgende Beträge 
(Stand 01.10.2013):
●	 �Für Schwangerschaftsbekleidung 160 € bzw.  

100 €, wenn eine vorherige Schwangerschaft 
nicht länger als 4 Jahre zurück liegt

●	 �Für Bekleidungserstausstattung im Fall der 
Geburt 80 €

●	 �Für Erstausstattung einer Wohnung mit Baby-
bedarf 320 €.

Grundsätzlich sind Nachweise über die zweckent-
sprechende Verwendung der Hilfen vorzulegen.
Viele Lebenssituationen sind nicht ausdrücklich im 
Gesetz geregelt, z.B. ob nach einer Trennung oder 
Scheidung auch die Kosten für eine neue Wohnungs-
ausstattung bei Bedarf zu übernehmen sind.

Besondere Bedarfe

Laufend wiederkehrende Bedarf (z. B. Fahrtkosten 
zur Wahrnehmung des Umgangsrechts) können auf 
Antrag vom Jobcenter übernommen werden.

Wichtig ist, dass Sie auf jeden Fall einen Antrag  
stellen und ggfls. bei abschlägigem Bescheid auch 
eine gerichtliche Klärung herbeiführen.

Auch wenn Sie als Schülerin, Studentin oder Auszu-
bildende keinen Anspruch auf ALG II haben, haben 
Sie unter Umständen dennoch Anspruch auf einma-
lige Beihilfen sowie den Mehrbedarf als Schwangere 
bzw. als allein Erziehende. 

Bedarfe für Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB II

Durch das Gesetz erhalten Kinder und Jugendliche 
einen Anspruch auf Leistungen zur Bildung und Teil-
habe. Es können folgende Bedarfe anerkannt wer-
den:
●	 �Eintägige oder mehrtägige Ausflüge und Klas-

senfahrten 
●	 Schülerbeförderung
●	 Lernförderung
●	 �Mittagsverpflegung in Schulen, Kindertagesstät-

ten oder in der Kindertagespflege
●	 �Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben  

(z.B. Mitgliedsbeiträge im Sportverein, Musik-
schule, etc.)

●	 �Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf.

Anspruchsberechtigt sind Personen, die 
●	 �das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
●	 �eine allgemein- oder berufsbildende Schule oder 

Kindertageseinrichtung besuchen oder für die 
Kindertagespflege gewährt wird

●	 �laufende Leistungen nach dem SGB II oder SGB 
XII beziehen.

Mit Ausnahme der Leistungen für den persönlichen 
Schulbedarf ist für jedes Kind ein schriftlicher Antrag 
zu stellen. Mit dem Antrag können für ein Kind gleich-
zeitig mehrere Leistungen beantragt werden. 

Antragsberechtigt sind die Eltern bzw. Erziehungsbe-
rechtigten für das Kind bzw. ab Vollendung des  
18. Lebensjahres die leistungsberechtigte Person 
selbst.
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●	 �Nachweis über Belastungen (Mietvertrag, Nach-
weis über die Höhe der zu zahlenden Nebenko-
sten, Nachweis über Kosten bei Eigenheimen, 
ggf. Versicherungsnachweise für Hausrat-, Haft-
pflichtversicherung).

Von geringem Einkommen ist anzugehen, wenn das 
vorhandene Familieneinkommen einschließlich etwa 
vorhandener Erlöse aus dem Vermögen eine Ein-
kommensgrenze nicht überschreitet, die sich analog 
den Regelsätzen des ALG II / Sozialhilfe zuzüglich 
eines Zuschlags von 20 % sowie den Kosten der 
Unterkunft ergibt.

Der Detmold-Pass wird Ihnen in der Bürgerberatung 
der Stadt Detmold ausgestellt, wenn Sie die Voraus- 
setzungen erfüllen. 

Bürgerberatung der Stadt Detmold
Grabenstr. 1, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 97 75 80

Bei der Beantragung wird auf Grundlage der o. g. 
Unterlagen in jedem Einzelfall eine individuelle 
Berechnung durchgeführt. Sie können den Sozial-
pass sofort mitnehmen. Er ist für 12 Monate gültig 
und kann danach – bei weiterem Vorliegen der 
Voraussetzungen – um weitere 12 Monate verlän-
gert werden. Familien erhalten, wie Einzelpersonen 
nur einen Detmold-Pass.

Der Detmold-Pass darf nur von der bzw. den Per-
sonen benutzt werden, für die er ausgestellt wurde. 
Zum Nachweis der Identität ist zusätzlich ein gül-
tiges Personaldokument (Pass, Ausweis) vorzu-
legen. Bei missbräuchlicher Benutzung sind die 
Einrichtungen und Institutionen, die Vergünstigun-
gen gewähren, berechtigt, den Detmold-Pass ein-
zuziehen.

4.9 Berufstätigkeit /Ausbildung

Wenn Sie nach einer Trennung wieder (mehr) 
arbeiten wollen oder müssen oder eine neue beruf-
liche Herausforderung suchen, können Sie sich zu 
den Themen Weiterbildung, Wiedereinstieg, Exi-
stenzgründung und Elternzeit von dem Beratungs- 
und Koordinationsbüro FAIR – Frau und Arbeit in der 
Region – beraten lassen. FAIR bietet kostenlose 
und vertrauliche Orientierung. Bitte vereinbaren Sie 
einen Termin:

FAIR – Frau und Arbeit in der Region
Bad Meinberger Str. 1, 32760 Detmold
Telefon 0 52 31 / 95 42 10 oder 95 42 15

Regelmäßige Informationsveranstaltungen für  
Wiedereinsteigerinnen und eine Sprechstunde bie-
tet die
Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt 
– Agentur für Arbeit –
Wittekindstr. 2, 32758 Detmold
Telefon 0 52 31 / 61 02 02

Wenn Sie eine Ausbildungsstelle – auch in Teilzeit 
– suchen, wenden Sie sich an:

Chance Ausbildung Lippe e. V. (CAL)
Frau Jaqueline Donath
Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 62 59 90

Eine sehr informative Internet-Seite ist unter  
www.perspektive-wiedereinstieg.de zu finden. 
Außerdem steht die Broschüre Gewusst wie – Infor-
mationen für Frauen rund um den Beruf als down-
load unter www.netzwerk-w-owl.de zur Verfügung. 

49

Anrechnung von Vermögen

Ebenso wie das Einkommen wird auch das Vermö-
gen alle in Ihrer Bedarfsgemeinschaft lebenden Per-
sonen berücksichtigt. Allerdings gibt es hier – ebenso 
wie beim Einkommen – Freibeträge, d.h. Beträge, 
die nicht eingesetzt werden müssen. 

Der Grundfreibetrag beträgt pro Lebensjahr 150 €, 
mindestens jedoch 3.100 € pro Person. Zusätzlich 
steht jedem in der Bedarfsgemeinschaft lebenden 
Leistungsberechtigten ein Freibetrag in Höhe von 
750 € für notwendige Anschaffungen zu. 

Vermögen, dass der Altersvorsorge dient, ist bis zu 
einer Höhe von 750 € pro Lebensjahr anrechnungs-
frei. Bedingung hierfür ist jedoch eine vertragliche 
Vereinbarung darüber, dass das Vermögen der Alters-
vorsorge nicht vorzeitig verwertet werden kann. 

Nicht als Vermögen angerechnet werden Anspa-
rungen aus Riester-Verträgen einschließlich der 
Erträge daraus. Ein Kraftfahrzeug gilt nicht als Ver-
mögen, so lange es sich um ein angemessenes 
Fahrzeug handelt.

Eine selbstgenutzte Immobilie (Eigentumswohnung 
oder Haus), die eine angemessene Größe nicht über-
schreitet, wird nicht als Vermögen berücksichtigt.

4.8.14 Detmold-Pass

Gegen Vorlage des Detmold-Passes werden derzeit 
folgende Vergünstigungen für Einrichtungen bzw. 
Veranstaltungen innerhalb der Stadt Detmold gewährt 
(Änderungen sind jederzeit möglich):

●	 �ermäßigte Jahresnutzungsgebühr für die Stadt-
bücherei, Leopoldstr. 5

●	 �ermäßigter Eintritt in den städtischen Freibädern,
●	 �ermäßigter Eintritt im Aqualip, in der Adlerwarte, 

im Landesmuseum und zu nahezu allen Auffüh-
rungen des Landestheaters bzw. Studio-Theaters 
im Grabbe-Haus, ermäßigter Eintritt ins Freilicht-
museum

●	 �Ermäßigung für Veranstaltungen der städtischen 
Jugendzentren

●	 �Ermäßigung der Kontoführungsgebühren bei der 
Sparkasse Detmold (Privatbanken bieten diese 
Vergünstigung nicht an)

●	 �Weitere Einrichtungen (z. B. Musikschule, VHS, 
Veranstaltungen der Detmold Marketing GmbH 
gewähren individuell Vergünstigungen). 

Einzelheiten erfragen Sie bitte bei der jeweiligen Ein-
richtung!

Antragsberechtigt sind
●	 �Personen mit geringem Einkommen und Vermö-

gen (soweit sie nicht aufgrund einer bestimmten 
Eigenschaft – Schüler/innen, Student/innen – 
dem Detmold-Pass vergleichbare Vergünsti-
gungen in Anspruch nehmen können),

●	 �Personen, die ihren 1. Wohnsitz in Detmold 
haben.

Um den Detmold-Pass zu beantragen, müssen Sie  
folgende Unterlagen mitbringen:
●	 �gültigen Personalausweis bzw. Reisepass,
●	 �Einkommensnachweise (d. h. aktueller Bewilli-

gungsbescheid über Arbeitslosengeld I und II,  
Sozialgeld, Sozialhilfe-, Wohngeld-, Kindergeld-, 
Alters-, Erwerbsminderungs-, Witwen- oder son-
stige Renteneinkünfte, Lohn- bzw. Gehalts-
abrechnung der letzten 3 Monate, Nachweis über 
Zinseinkünfte),48



●	 �Termin für eine Rechtsberatung bei einer Fach-
anwältin / einem Fachanwalt für Familienrecht 
vereinbaren bzw. alternativ bei einer Mediatorin/
einem Mediator

●	 �Persönliche Unterlagen und Dokumente (Spar-
bücher und Kontoauszüge, Rentenunterlagen, 
Zeugnisse, Familienstammbuch, Geburtsurkun-
den der Kinder) zusammenstellen, sichern und 
ggf. mitnehmen, wenn Sie die gemeinsame 
Wohnung verlassen

●	 �Fotokopien von Gehaltsbescheinigungen, ggf. 
Geschäftsbilanzen des Partners, von Lebens-
versicherungen und Wertpapieren anfertigen

●	 �Prüfung der eigenen Steuerklasse. Achtung: Im 
Trennungsjahr kann die Steuerklasse nur geän-
dert werden, wenn auch die Karte des Ehepart-
ners mit vorgelegt und angepasst wird

●	 �Nachweise über gemeinsame Schulden und 
laufende Zahlungsverpflichtungen wie Miete, 
Nebenkosten, Versicherungsbeiträge etc. 
beschaffen

●	 �Informationen über das gemeinsame Grundei-
gentum beschaffen und Belege wie Grund-
buchauszug, Grundsteuerbescheid kopieren

●	 �Persönliche Gegenstände (Kleidung, Geschenke 
etc.) zusammenstellen und ggf. mitnehmen

●	 �Absprache über die Aufteilung des Hausrats 
treffen. Falls keine Einigung möglich ist, eine 
gerichtliche Hausratsteilung erwirken (mit einer 
Anwältin / einem Anwalt)

●	 �Mietverhältnis klären oder bei Wohneigentum 
die Nutzung regeln

●	 �Haftung für gemeinsame Schulden klären

●	 �Wenn die Einkünfte auf ein Konto gehen, auf 
das der Ex-Partner noch Zugriff hat, ggf. neues 
Konto einrichten und die Zahlungsträger über 
die neue Kontoverbindung informieren

●	 �Krankenversicherungsschutz klären

●	 �Ansprüche klären: Arbeitslosengeld I bei der 
Agentur für Arbeit, Arbeitslosengeld II bei dem 
Jobcenter, Kindergeld bei der Familienkasse, 
Unterhalt für Kinder beim Jugendamt

●	 �Falls nötig (z. B. bei häuslicher Gewalt) Aus-
kunftssperren beim Einwohnermeldeamt und bei 
allen anderen zuständigen Stellen, die die 
Adresse weitergeben könnten, z. B. die Kran-
kenkasse, veranlassen
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7. Persönliche Checkliste für die Trennung

Krankenversicherung

Als nicht erwerbstätige Frau sind Sie während der 
Trennungszeit auch weiterhin bei Ihrem Mann mitver-
sichert. Nach der Scheidung endet der Versicherungs-
schutz. Die gemeinsamen Kinder können im Regelfall 
weiterhin beim Vater mit versichert bleiben.

Wenn Sie bislang über Ihren Ehegatten in einer 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert waren, 
sollten Sie nun selbst einen Antrag auf freiwilligen 
Beitritt stellen (Rechtsgrundlage: § 9 SGB V). Der 
Antrag muss spätestens drei Monate nach der Schei-
dung bei Ihrer Kasse gestellt werden.

Wenn Sie privat krankenversichert waren, bleiben 
Sie dies auch weiterhin. Waren Sie früher in einer 
gesetzlichen Krankenversicherung und sind dann 
über Ihren Ehemann mitversichert worden, können 
Sie in die gesetzliche Krankenversicherung nicht 
zurückkehren. Sie müssen sich dann privat versi-
chern. Sie können nur wieder in die gesetzliche Ver-
sicherung, wenn Sie unter 55 Jahre alt sind und einer 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach-
gehen. Es besteht jedoch die Möglichkeit, Kosten für 
eine Privatversicherung über den so genannten 
Krankenvorsorgeunterhalt von Ihrem geschiedenen 
Ehemann nach der Scheidung erstattet zu bekom-
men.

Sonstige Versicherungen

Versicherungen (z. B. Haftpflicht, Hausrat etc.) sind 
an die Personen gebunden, die den Vertrag mit der 
Versicherung geschlossen haben. Dementsprechend 
entfällt der Versicherungsschutz bei Trennung bzw. 
Scheidung.

Informieren Sie sich und vergleichen Sie sorgfältig 
die verschiedenen Vertragsbedingungen, bevor Sie 
einen neuen Vertrag abschließen.

AFG	 = Arbeitsförderungsgesetz

Alg II	 = Arbeitslosengeld II

BaföG	 = Bundesausbildungsförderungsgesetz

BEEG	 = �Bundeselterngeld- und  
Elternzeitgesetz

BGB 	 = Bürgerliches Gesetzbuch

EstG	 = Einkommenssteuergesetz

FamFG	 = Gesetz über das Verfahren in 		
		  Familiensachen und in den 		
		  Angelegenheiten der freiwilligen 		
		  Gerichtsbarkeit

GTK	 = �Gesetz über Tageseinrichtungen  
für Kinder

KJHG	 = Kinder- und Jugendhilfegesetz

SGB	 = Sozialgesetzbuch Teil I - X

UVG  	 = Unterhaltsvorschussgesetz

ZPO	 = Zivilprozessordnung
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6. Abkürzungen5. Versicherungen         



Informationen über Dienste und Leistungen der 
Familienkasse (auch zum Download unter 
www.arbeitsagentur.de)
•     „Merkblatt Kindergeld“

„Was tun bei häuslicher Gewalt“
Ratgeber für Betroffene in türkischer und deutscher 
Sprache
Hg.: Kooperationsgremium „Für Lippe gegen häus-
liche Gewalt“ und Gleichstellungsstellen Kreis Lippe 
und Stadt Detmold

„Hinsehen Hinhören Hilfe holen“
Ratgeber "Häusliche Gewalt" in deutscher, rus-
sischer und türkischer Sprache
Hg.: Gleichstellungsstellen des Kreises Lippe und 
der Stadt Detmold

„Unter anderen Umständen“
Hg.: pro familia Lippe & Gleichstellungsstelle der 
Stadt Detmold

„Gewusst wie – Informationen für Frauen rund um 
den Beruf“ – nur als Download
Hg.: Arbeitsgemeinschaft Kommunaler Gleichstel-
lungsstellen in OWL, FAIR – Frau und Arbeit in der 
Region, www.netzwerk-w-owl.de

„Kinderbetreuung in Detmold“
Hg.: Stadt Detmold

„Wissen woran man ist“ – Leitfaden für binationale 
Paare, Familien und ihre Berater/ innen in Krisen- 
und Trennungssituationen
Hg.: Verband binationaler Familien und Partner-
schaften iaf e.V., Thomas-Mann-Str. 30, 53111 Bonn
Tel. 02 28 / 90 90 40, www.verband-binationaler.de

„Spürbare Hilfe für Geringverdiener“ – Tipps zum 
Thema Kinderzuschlag und Wohngeld
Hg. Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung, 11044 Berlin

Hilfreiche Internetadressen – www.

abtreibung-web.de

AmiKio.de

arbeitsagentur.de 

beratung-lippe.de

bmfsfj.de

bmj.bund.de

nordrheinwestfalendirekt.de

caritas-detmold.de

stadt-detmold.de 

diakonie-lippe,de

eltern.de

elterngeld.net  

elterngeld.nrw.de

familienhandbuch.de

familien-wegweiser.de

fm.nrw.de

frauenhaus-bielefeld.de

frauen-info-netz.de

hilfe-zum-weiterleben.de

immobilienscout24.de

immopool.de

jobcenter-lippe.de

kidnet.de

kinderbetreuung-owl.de

laufstall.de

meine-schulden.de

mutterschaftsgeld.de

netdoktor.de 

netzwerk-w-owl.de

profamilia.de/detmold

schuldnerberatung-lippe.de

schulpsychologie-lippe.de

staatliche-hilfen.de

tacheles-sozialhilfe.de

wohneninlippe.de

53

Über die Verbraucherzentrale NRW-Beratungsstelle 
Detmold können Sie zu vielen Themen Bücher und 
Broschüren erhalten oder einsehen. Zum Teil sind 
die Bücher kostenpflichtig.

„Finanzielle Hilfen für Familien“ – Dieser Wegweiser 
informiert, wie Familien ihre Finanzen besser planen 
können.
1. Auflage 2013, 11,90 €

„Geschafft: Schuldenfrei!“ – Informationen zum 
Abbau von Schulden – Tipps und Hilfestellungen, die 
Haushaltskasse in den Griff zu bekommen.
6. Auflage 2012, 9,90 €

„Richtig versichert” – Wer braucht in welchem
Lebensabschnitt welche Versicherung?
24. Auflage 2013, 12,90 €

„Das Haushaltsbuch” – Hilfe, wenn am Ende des
Geldes noch soviel Monat übrig ist.
19. Auflage, 7,90 €

„Wie sichere ich meinen Lebensunterhalt?“ Arbeits-
losengeld II; Sozialhilfe; Grundsicherung 
Stand 2 / 2014, 11 € (zzgl. 1,50 € Versandkosten)
Hg.: Verein Widerspruch e. V., Rolandstr. 16,
33615 Bielefeld, Tel. 05 21 / 13 37 05, 
widerspruch@web.de, Bestellungen über  
info@widerspruch-sozialberatung.de 
oder den Buchhandel

„Arbeitslosengeld  II für Geringverdiener  und
Erwerbslose” 
Hg.: Paritätischer Wohlfahrtsverband
Oranienburger Str. 13 -14, 10178 Berlin, als down-
load unter www.paritaet.org / Veröffentlichungen 

„alleinerziehend – Tipps und Informationen“,
Hg.: Verband alleinerziehender Mütter und Väter 
Bundesverband e. V. (VAMV), Hasenheide 70, 10967 
Berlin, www.vamv.de, (5 €)

Kostenlose Broschüren

Die nachfolgenden Broschüren können Sie direkt 
bestellen. Sie erhalten sie teilweise auch in der Bür-
gerberatung, Grabenstraße 1, dem Jugendamt, Wit-
tekindstraße 7 und der Gleichstellungsstelle, Rathaus 
am Markt der Stadt Detmold. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 
11044 Berlin:
•	� „Schulden abbauen – Schulden vermeiden“  

– Wege aus der privaten Finanzkrise

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, 11018 Berlin:
•	� Leitfaden zum Mutterschutz 
•	  �„Der Unterhaltsvorschuss“ – Eine Hilfe für Allein-

erziehende
•	� „Elterngeld und Elternzeit“
•	  �Informationen zum Betreuungsgeld
Broschüren nur zum Download unter 
www.bmfsfj.de:
•	� „Familienwegweiser“ –  Informationen auf einen 

Klick
•	 „Die Beistandschaft“ 
•	 „Merkblatt Kinderzuschlag“

Bundesministerium der Justiz, Referat Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit, 11015 Berlin
Broschüren nur zum Download unter www.bmj.de
•	 „Gemeinsam leben“ 
•	 „Beratungs- und Prozesskostenhilfe“
•	 „Mehr Schutz bei häuslicher Gewalt” 
•	 „Das Kindschaftsrecht"

Bundesagentur für Arbeit, Wittekindstr. 2,
32756 Detmold oder Bestellungen über 
www.ba-bestellservice.de
• �Merkblatt Kinderzuschlag / Familienkasse“ 
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8. Weitere Informationsquellen



Finanzamt Detmold
Wotanstr. 8 -13, 32756 Detmold
Postfach 1664, 32706 Detmold
Telefon 0 52 31 / 972-0
Telefax 0800 /10092675313
Telefax Ausland 0049 / 52319721200 

Gleichstellungsstelle der Stadt Detmold
Rathaus am Markt, Zi. 313, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 2 84

Jugendamt der Stadt Detmold
Grabenstr. 1, 32756 Detmold,
Wittekindstr. 7, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 977 - 9 71

Jobcenter Lippe
Wittekindstr. 2, 32758 Detmold
Telefon 0 52 31 / 45 990

Kreis Lippe – Elterngeldstelle –
Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 6 27-7500

Fachbereich – Jugend, Schule, Soziales, Sport 
Grabenstraße 1, 32756 Detmold
Sozialhilfe /Grundsicherung
Telefon 0 52 31 / 977-5 63

Standesamt der Stadt Detmold 
Wall 5, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 6 63

Wohngeldstelle der Stadt Detmold 
Grabenstr. 1, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 6 06, -605, -607

Wohnungswesen- und Grundstücksservice 
der Stadt Detmold 
Rosental 21, 32756 Detmold (Ferdinand-Brune-
Haus) Telefon 0 52 31 / 9 77 - 6 12

Allgemein:
Mo. bis Fr. 8.30 - 12.00 Uhr
Do. 13.30 - 15.00 Uhr und nach Vereinbarung
Bürgerbüro:
Mo. bis Fr. 7.30 - 12.00 Uhr, Do. 12.00 - 17.30 Uhr
(12.00 - 13.30 eingeschränkt) 
Service@FA-5313.fin-nrw.de 

Mo. - Fr. 8.30 - 12.00 Uhr
Termine nach telefonischer Vereinbarung
r.homeyer@detmold.de

Mo. - Fr. 8.30 - 12.00 Uhr
Do. 14.00 - 17.00 Uhr
und nach telefonischer Vereinbarung

Mo., Di. 8.00 - 16.00 Uhr
Mi., Fr. 8.00 - 12.30 Uhr, Do. 8.00 - 18.00 Uhr
Für ein persönliches Beratungsgespräch  
vereinbaren Sie bitte vorab einen Termin
info@jobcenter-lippe.de

Mo. - Fr. 7.30 - 12.00 Uhr
Do. 14.00 - 17.00 Uhr
info@kreis-lippe.de

Mo. - Fr. 8.30 - 12.00 Uhr
Do. 14.00 - 17.00 Uhr 
für Schüler / innen und Berufstätige
Termine nach telefonischer Vereinbarung

Mo. + Di. 8.00 - 12.00 u. 14.00 - 16.00 Uhr
Mi. + Fr. 8.00 - 12.00 Uhr, Do. 8.00 - 17.00 Uhr
und nach terminlicher Absprache
standesamt@detmold.de

Mo. - Fr. 8.30 - 12.00 Uhr + Do. 14.00 - 18.00 Uhr
ab 16.00 Uhr in den Räumen der Bürgerberatung

Mo. - Fr. 8.30 - 12.00 Uhr + Do. 14.00 - 17.00 Uhr
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9.1 Ämter 

Agentur für Arbeit – Beauftragte für Chancengleich-
heit am Arbeitsmarkt – Meike Kohlbrecher
Wittekindstr. 2, 32758 Detmold
Telefon 0 52 31 / 6 10 - 2 02
Telefax 0 52 31 / 6 10 - 9 99

Allgemeiner Sozialdienst der Stadt Detmold
Grabenstr. 1, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 5 69 und -532 

Amtsgericht Detmold
Heinrich-Drake-Str. 3, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 76 - 81
Telefax 0 52 31 / 76 - 84 00 

Bezirksregierung Detmold – Dezernat 56.4
Leopoldstr. 15, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 71 56 04
Telefax 0 52 31 / 71 19 56

Bundesversicherungsamt 
– Mutterschaftsgeldstelle –
Friedrich-Ebert-Allee 38, 53113 Bonn
Telefon 02 28 / 6 19 - 18 88
Telefax 02 28 / 6 19 - 18 77

Bürgerberatung der Stadt Detmold
Grabenstr. 1, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 77 - 5 80

Familienkasse Nordrhein-Westfalen Ost
Braunenbrucher Weg 18, 32758 Detmold
Servicetelefon 0800 / 4 55 55 30           
Zahlungstermine 0800 / 4 55 55 33
Telefax 0 52 31 / 9 10 07 10

Sprechstunde für Berufsrückkehrerinnen 
jeden 1. Do. im Monat von 13.30 - 18.00 Uhr
Anmeldung: 0 52 31 / 6 10 - 2 22
Detmold.BCA@arbeitsagentur.de
www.arbeitsagentur.de / Detmold

Mo. - Fr. 8.30 - 12.00 Uhr
Do. 14.00 - 17.00 Uhr für Berufstätige und 
Schüler/ innen und nach Vereinbarung

Mo. - Fr. 8.30 - 12.30 Uhr
Mo. 14.00 - 15.00 Uhr

poststelle@ag-detmold.nrw.de

post56@brdt.nrw.de
www.poststelle.brdt.nrw.de

Telefonische Beratung:
Mo.- Fr. 9.00 - 12.00 Uhr
Do. zusätzlich 13.00 - 15.00 Uhr

mutterschaftsgeldstelle@bva.de

Mo. + Di. 8.00 -17.00 Uhr
Mi. + Fr. 8.00 - 12:30 Uhr, Do. 8.00 - 18.00 Uhr
buergerberatung@detmold.de

Familienkasse-Nordrhein-Westfalen-Ost.F15@
arbeitsagentur.de
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9. Adressen



FAIR – Frau und Arbeit in der Region
Bad Meinberger Str. 1, 32760 Detmold
Telefon 0 52 31 / 95 42 10 / 2 15
Telefax 0 52 31 / 95 42 16

Familien-, Ehe-, Kinder- und Jugendberatung 
des Kreises Lippe
Hofstr. 3, 32756 Detmold
Anmeldungen für Detmold bzw. Lippe über
Papenstr. 4, 32657 Lemgo
Telefon 0 52 61 / 9 77 20, Telefax 0 52 61 / 97 72 22

Frauenberatungsstelle Alraune e.V
Wall 5 (2. Etage), 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 2 01 77
Telefax 0 52 31 / 2 42 79

Frauenhaus Lippe (AWO)
Telefon 0 52 32 / 850 850 0

Frauenhaus Bielefeld (AWO)
Telefon 05 21 / 5 21 36 36

Frauenhaus Bielefeld
Frauen helfen Frauen – Frauenhaus e. V.
Postfach 101165, 33511 Bielefeld
Telefon 0521/ 177 376
Telefax 0521/177366

Frauenhaus Paderborn
Telefon 0 52 51 / 51 51

Frauenhaus Herford
Telefon 0 52 21 / 2 38 83

Frauenhaus Gütersloh
Telefon 0 52 41 / 3 41 00
24 Stunden Erreichbarkeit in Notfällen

Friedensbüro in Lemgo Friedensbüro e.V.
Ostertor 1, 32657 Lemgo
Telefon 0 52 61 / 1 24 41
Telefax 0 52 61 / 18 96 55

Für ein persönliches Beratungsgespräch 
vereinbaren Sie bitte vorab einen Termin
quentmeier@fair-lippe.de
niemz-molck@fair-lippe.de
www.fair-lippe.de

Mo. - Fr. 8.00 - 13.00 Uhr
Mo.- Do. 14.00 - 16.00 Uhr
familienberatung@kreis-lippe.de

Sprechzeit: 
Di .16.00 - 19.00 Uhr, Do. 10.00 - 12.00 Uhr
Bürozeit: Mo., Di., Fr. 9.30 - 11.30
info@alraune-frauenberatung.de
www.alraune-frauenberatung.de

frauenhaus@awo-lippe.de 

frauenhaus@awo-lippe.de

mail@autonomes-frauenhaus-bielefeld.de

Beratungszeiten: 
Mo. 14.00 - 16.00 Uhr, Mi. 10.00 - 16.00 Uhr
lagemann@friedensbuero.de
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9.2  �Beratungsstellen und weitere  
Einrichtungen

AWO Beratungszentrum 
Beratungsstelle für Schwangerschaft
und Familienplanung
Engelbert-Kämpfer-Str. 4, 32657 Lemgo
Telefon 0 52 61 / 660 727 0
Telefax 0 52 61 / 660 727 9

AWO Beratungszentrum
Schuldner- und Insolvenzberatung
Kreisverband Lippe e.V.
Engelbert-Kämpfer-Str. 4, 32657 Lemgo
Telefon 0 52 61 / 660 727 0
Telefax 0 52 61 / 660 727 9 

Caritasverband für den Kreis Lippe und
Stadt Bad Pyrmont e. V.
Frau Langner, Palaisstr. 27, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 99 29 -9 und -83
Telefax 0 52 31 / 9929-80

Chance Ausbildung Lippe e.V. (CAL)
Frau Donath
Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 62 59 90

Ev. Beratungszentrum 
der Lipp. Landeskirche 
Lortzingstr. 6, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 92 80
Telefax 0 52 31 / 99 28 40

Bildungsreferat der Lippischen Landeskirche
Evangelische Familienbildung
Leopoldstr. 27, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 9 76 - 670 und -652

Mo. - Do. 9.00 - 16.00 Uhr, Fr. 9.00 - 12.00 Uhr
Offene Sprechstunde: Di. 9.00 - 11.00 Uhr
Do. 16.00 - 18.00 Uhr
konfliktberatung@awo-lippe.de
www.awo-lippe.de

Öffnungszeiten:
Mo.- Do. 9.00 - 16.00 Uhr
Fr. 9.00 - 12.00 Uhr 
Offene Sprechstunde:
Mo. 9.30 - 11.00 Uhr, 16.00 - 17.30 Uhr
Mi. 9.30 - 11.00 Uhr, Fr. 14.00 - 15.30 Uhr
schuldnerberatung@awo-lippe.de

Mo., Di. und Mi. 9.00 - 12.00 Uhr
Do. 9.00 - 16.00 Uhr und nach Vereinbarung
caritasverband-detmold@t-online.de
langner@caritas-dt.de

Mo.-Fr. 9.00 -11.00 Uhr
Di. 16.00-18.00 Uhr
www.evangelische-beratung.info

Mo. - Fr. 9.00 - 12.00 Uhr
Mo., Mi., Do., 14.00 - 16.00 Uhr
Di. 14.00 - 18.00 Uhr
katharina.hermeier@lippische-landeskirche.de
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Regionale Schulpsychologische Beratung 
Lippe, Standort Detmold
Hofstr. 3,  32756 Detmold
Zentrale Anmeldung unter 05261/977- 20
Telefon 0 52 31 / 458 94 90

Sozialdienst kath. Frauen (SkF) 
Schwangerschaftsberatung
Palaisstraße 27, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 5 65 - 3 30 oder - 3 28
Telefax 0 52 31 / 3 72 34

Verbraucherzentrale NRW
– Beratungsstelle Detmold – 
Lemgoer Str. 5, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 2 35 15
Telefax 0 52 31 / 2 07 65

Verein Widerspruch e.V.
Rolandstraße 16, 33615 Bielefeld
Telefon 05 21 / 13 37 05
Telefax 0521 / 6 72 19

Anmeldezeiten: 
Mo. - Fr. 8.00 - 13.00 Uhr
Mo. – Do. 14.00 -16.00 Uhr 
Termine nach telefonischer Vereinbarung
schulpsychologie@kreis-lippe.de

Mo., Di. und Do. 9.00 - 12.00 Uhr
und nach Vereinbarung
jonat@skf-detmold.de

Mo. 9.00 - 13.00 Uhr
Di. 9.00 - 13.00 Uhr u. 14.00 - 18.00 Uhr
Do. 9.00 - 13.00 Uhr u. 14.00 - 18.00 Uhr
Fr. 9.00 - 13.00 Uhr
detmold@vz-nrw.de
www.verbraucherzentrale-nrw.de

Di. 9.00 - 12.00 Uhr, Do. 14.30 - 17.30 Uhr
(im Alten Rathaus, EG Zi. 18, Niederwall 25, Bielefeld)
Mo. 9.00 - 12.00 Uhr 
(Bürgerwache am Siegfriedplatz, Rolandstr. 16, 
Bielefeld) 
widerspruchev.@web.de
www.widerspruch-sozialberatung.de
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Hilfe zum Weiterleben e. V. 
Wiesenstr. 11, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 3 29 84

Krisentelefon 
Telefon 0 52 31 / 3 33 77 

Telefonseelsorge 
Telefon 0800 / 111 0 111
Telefon 0800 / 111 0 222

Kinder- und Jugendtelefon
Telefon 0 52 31 / 1 11 03 oder 08 00 / 1 11 03 33 

DER PARITÄTISCHE 
Selbsthilfe-Kontaktstelle
Schorenstr. 12, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 56 12 60
Telefax 0 52 31 / 56 12 69

PariSozial gGmbH
Schuldner- und Insolvenzberatung
Schorenstr. 12, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 3 13 48 

pro familia Lippe – Detmold
Beratungsstelle für Schwangeren- und Schwanger-
schaftskonfliktberatung
Lange Str. 79, 32756 Detmold
Telefon 0 52 31 / 2 68 41, Telefax 0 52 31 / 3 80 86

Telefon 0 52 31 / 3 30 24

Mo. - Fr. 10.00 - 12.00 Uhr
hilfe-zum-weiterleben@t-online.de

täglich 18.00 - 22.00 Uhr
Mo. + Do. 10.00 - 12.00 Uhr
Fr. + Sa. 22.00 - 6.00 Uhr

durchgehend geöffnet
durchgehend geöffnet

Mo. - Sa. 14.00 - 20.00 Uhr

Offene Sprechzeiten:
Mo. - Mi. 10.00 - 13.00 Uhr, Do. 14.30 - 17.30 Uhr
selbsthilfe-lippe@paritaet-nrw.org
www.selbsthilfe-lippe.de

Bürozeiten: �Mo.- Do. 9.00 -16.00 Uhr  
Fr. 9.00 - 13.00 Uhr

Offene Sprechstunde: jeden 1. und 3. Di. im Monat 
ab 9.00 Uhr, jeden 2. Do. im Monat ab 15.00 Uhr 
www.schuldnerberatung-lippe.de
www.parisozial-lippe-guetersloh.de 

Mo., Di. 9.00 - 12.00 Uhr und 15.00 - 18.00 Uhr
Mi. 15.00 - 18.00 Uhr
Do. 9.00 - 13.00 Uhr, 
Fr. 9.00 - 13.00 Uhr
Offene Beratung im Schwangerschaftskonflikt 
Mo. 16.00 - 18.00 Uhr und Do. 9.00 - 11.00 Uhr
Sexualpädagogische Sprechstunde 
Do. 14.00 - 16.00 Uhr unter 
Telefon 0 52 31 / 3 30 24
lippe@profamilia.de
www.profamilia.de
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Notizen
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9.3 �Detmolder Fachanwälte für Familienrecht 
(alphabetisch aufgelistet, kein Anspruch auf Voll-
ständigkeit)

Thomas Brächtker
Kanzlei Brächtker & Fischer
Elisabethstr. 37, 32756 Detmold

Ulrich Bunse
RAe und Notare Lüke und Bunse
Paulinenstr. 21, 32756 Detmold 

Corinna Peter-Werner
Anwaltskanzlei Peter-Werner und Benning
Bielefelder Str. 8, 32756 Detmold

Anke Reese
Anwaltskanzlei
Paulinenstr. 71 a, 32756 Detmold

Bernd Schomburg, Brigitte Albert
Kanzlei Schomburg & Stamm
Sachsenstr. 13, 32756 Detmold

Claudia Rahmstorf
Kanzlei Rahmstorf & Wagener
Hans-Hinrichs-Str. 33, 32756 Detmold

Meike Handschug
Kanzlei Kleinsorge & Partner
Gildestr. 11, 32760 Detmold

Die Fachanwältin für Familienrecht / der Fachanwalt 
für Familienrecht hat durch eine spezielle Ausbildung 
diese Qualifikation erworben und muss regelmäßige 
Fortbildungen nachweisen, um diese Bezeichnung 
und Qualifikation zu erhalten. 

Telefon 0 52 31 / 30 91 80
Telefax 0 52 31 / 3 09 18 18
kanzlei@bf-partner.de

Telefon 0 52 31 / 9 94 80
Telefax 0 52 31 / 2 40 90
lueke.u.bunse@t-online.de

Telefon 0 52 31 / 2 70 07
Telefax 0 52 31 / 3 71 79
Kanzlei@recht-in-detmold.de

Telefon 0 52 31/ 6 02 27 90
Telefax 0 52 31 / 6 02 27 99
RAin.Reese@t-online.de

Telefon 0 52 31 / 9 25 80
Telefax 0 52 31 / 3 34 13
bs-es@t-online.de

Telefon 0 52 31 / 9 10 16 50
Telefax 0 52 31 / 9 10 16 56
Rahmstorf@scheidung-lippe.de

Telefon 0 52 31 / 6 02 28 50
Telefax 0 52 31 / 6 02 28 55
info@kleinsorge-partner.de
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Stadt Detmold 

Gleichstellungsstelle

Rathaus am Markt

32756 Detmold

Telefon 0 52 31 / 9 77 - 2 84

Fachbereich Jugend, Schule, 

Soziales und Sport

Wittekindstraße 7

32756 Detmold

Telefon 0 52 31 / 977 - 971


